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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• In der Vorlesung sollen Sie vor allem lernen:

1) Grundlagen des Bürgerlichen Rechts

a) Wesentliche Inhalte des Allgemeinen Teils des BGB

b) Wesentliche Inhalte des Allgemeinen Schuldrechts

2) Zivilrechtliche Falllösungs-Technik (Subsumtion)

➔ Für Sie völlig neuartige Arbeits- und Denkweise, orientiert an der
Tätigkeit des Anwalts oder Richters
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Recht bezeichnet die Gesamtheit genereller Verhaltensregeln, die von der
Gemeinschaft gewährleistet werden.

• Solche Verhaltensnormen entstehen entweder als Gewohnheitsrecht,
indem Regeln, die von der Gemeinschaft als verbindlich akzeptiert
werden, fortdauernd befolgt werden, oder als gesetztes („positives“)
Recht, das von staatlichen oder überstaatlichen Gesetzgebungsorganen
oder von satzungsgebenden Körperschaften geschaffen wird.

• Das Recht umfasst damit alle Regeln zur Konfliktverhütung und -lösung,
damit ein geordnetes und friedliches Miteinander möglich ist.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Recht überschneidet sich häufig mit Moral

• Recht bezieht sich allerdings vornehmlich auf das äußere Verhalten des
Menschen, während sich die Moral an die Gesinnung des Menschen
wendet.

• Das Recht unterscheidet sich von der Moral auch durch die Art, wie es
Geltung fordert und in einem normierten Verfahren durch von der
Gemeinschaft autorisierte Organe (Justiz, Sicherheitsbehörden) zwangs-
weise durchgesetzt wird.

• Moralisches Verhalten kann durch staatliche Organe nur erzwungen
werden, soweit es durch das Recht gefordert wird (vgl. §§ 138, 826 BGB).
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Rechtssicherheit: Das Recht stellt Erwartungen der Individuen sicher,
indem es gewisse Situationen in vorhersehbarer Weise regelt und somit
eine verlässliche Basis sozialer Beziehungen zur Verfügung stellt.

• Soziale Befriedung: Streitigkeiten werden durch materielle und prozes-
suale Regelungen kanalisiert und durch bindende Beschlüsse beendet, sei
es eines Gerichts oder durch Einigung der Parteien

• Freiheitssicherung: Dem Einzelnen werden Freiräume geschaffen, die ihn
vor Zugriffen Dritter und auch vor staatlicher Machtausübung schützen

• Steuerung- und Gestaltung: Durch Rechtsnormen kann das Verhalten
gesellschaftlicher Akteure geregelt werden
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

1) Verfassungsrecht: Beinhaltet Staatsorganisation und Grundrechte,
überschneidet sich mit dem öffentlichen Recht

2) Öffentliches Recht: Regelt das Verhältnis zwischen Trägern der öffent-
lichen Gewalt (dem Staat) und einzelnen Privatrechtssubjekten (den
Bürgern) regelt.

3) Strafrecht: Teil des öffentlichen Rechts, enthält Rechtsnormen, durch die
bestimmte Verhaltensweisen verboten und mit einer Strafe als Rechts-
folge verknüpft werden.

4) Privatrecht: regelt die Rechtsbeziehungen zwischen rechtlich gleich-
gestellten Rechtssubjekten (natürlichen und juristischen Personen)
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Gliederung des BGB in fünf Bücher:

1) Allgemeiner Teil (§§ 1-240)

2) Allgemeines und Besonderes Schuldrecht (§§ 241-853)

3) Sachenrecht (§§ 854-1296)

4) Familienrecht (§§ 1297-1921)

5) Erbrecht (§§ 1921-2385)
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Vorlage für einen Teil dieser Vorlesung

• Beruht selbst auf langjähriger Erfahrung
mit zivilrechtlichen Tutorien

• Systematische Darstellung des gesam-
ten Allgemeinen Teils

• Gut 60 einprägsame Fälle mit separa-
ten, vollständigen Lösungen

• Mittlerweile 3. Auflage

• Schnäppchenpreis € 13,95
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Im Mittelpunkt der bürgerlich-rechtlichen Fallprüfung steht der Anspruch:
„Das Recht, von einem anderen ein Tun oder Unterlassen zu verlangen
[…].“ (§ 194 Abs. 1 BGB).

• Dazu ist regelmäßig die folgende Frage zu stellen und zu beantworten: 

1) Wer (Anspruchsteller)

will 

2) was (Anspruchsgegenstand)

3) von wem (Anspruchsgegner)

4) woraus (Anspruchsgrundlage)? 

• Anspruchsteller, Anspruchsgegenstand und Anspruchsgegner sind meist
leicht festzustellen, müssen aber genau angegeben werden.

• Die Suche nach der (NB: nicht von Anfang an „abwegigen“ oder ausge-
schlossenen) Anspruchsgrundlage macht dagegen größeren Aufwand.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die passende Anspruchsgrundlage ergibt sich aus der beabsichtigten
Rechtsfolge: Schadensersatz, Herausgabe, Unterlassung etc.

❖ NB: Falllösung entspricht der Praxis: Nur gestellte Fragen beantworten!

➔ Beispiel: Will der Mandant Schadenersatz für den vom Nachbarn über-
fahrenen Gartenzwerg, sind nur Normen zu prüfen, die als Rechtsfolge
Schadensersatz auswerfen.

• Beantwortet ein Rechtsanwalt ungestellte Fragen, vergeudet er dabei
Arbeitszeit, für die er kein Geld bekommt.

• Beantwortet ein Prüfungskandidat ungestellte Fragen, vergeudet er dabei
Klausurzeit, für die er keine Punkte bekommt (nichts anderes gilt für
allgemeine Ausführungen ohne Bezug zu einer Anspruchsgrundlage…).

• Die Fallprüfung erfolgt üblicherweise in drei Schritten:
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Der erste Schritt lautet: Ist ein Anspruch entstanden?

• Denkbare Anspruchsgrundlagen lassen sich grob in fünf Gruppen
einteilen.

• Ihr Verhältnis zueinander und damit die im Folgenden gewählte
Reihenfolge ist nicht zufällig, sondern bei der Falllösung zwingend
einzuhalten.

• Bestimmte Anspruchsgrundlagen können andere aus verschiedensten
Gründen verdrängen, z.B. wegen Spezialität (vgl. vorrangige Rückgewähr
nach Sachmängelgewährleistungsrecht gegenüber allgemeinem Bereiche-
rungsrecht oder Anfechtung wegen Irrtums).

• Die jeweilige „Verdrängung“ und ihre Begründung sollte allerdings
zumindest knapp erwähnt werden.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Ansprüche können sich zu allererst aufgrund von Verträgen zwischen den
Parteien ergeben (§§ 311 ff. BGB).

➔ Beispiel: Die Parteien schließen einen Kaufvertrag über ein Auto ab.
Der Verkäufer muss dem Käufer Besitz und Eigentum verschaffen
(§ 433 Abs. 1 S. 1 BGB), der Käufer dem Verkäufer den vereinbarten
Kaufpreis zahlen (§ 433 Abs. 2 BGB).

• Durch den Abschluss eines Vertrags können die Beteiligten ihre rechtlichen
Beziehungen am genauesten ihren individuellen Vorstellungen anpassen.

• Auch sind Anspruchsteller, Anspruchsgegenstand und Anspruchsgegner
regelmäßig mit einem Blick in den Vertrag vergleichsweise leicht zu
ermitteln.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Ein Anspruch kann auch auf einem vertragsähnlichen Verhältnis oder
„Quasi-Vertrag“ beruhen.

• Selbst wenn die Parteien keinen Vertrag abgeschlossen haben, besteht in
diesem Fall ein besonderes rechtliches Verhältnis zwischen ihnen, das
ebenfalls gewisse Rechte und Pflichten begründen kann.

• Zu denken ist hier einmal an ein Verschulden bei Vertragsschluss (§ 311
Abs. 2 BGB, auch „culpa in contrahendo“), außerdem an eine berechtigte
Geschäftsführung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB).

➔ Beispiel: Ein Geschäftsinhaber ist dem Kunden zum Ersatz des Scha-
dens verpflichtet, den er in seinem Spielwarenladen beim Ausrutschen
auf einem Flummi erlitten hat (§§ 311 Abs. 2 Nr. 2, 280 Abs. 1, 241
Abs. 2 BGB). Ein Autofahrer muss einem anderen die Aufwendungen
ersetzen, die diesem entstanden sind, als er jenen aus seinem
brennenden Autowrack gerettet hat (§§ 677, 683 S. 1, 670 BGB).
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Vertragliche Ansprüche sind gegenüber bloß quasi-vertraglichen vorrangig
zu prüfen, nicht nur weil sie leichter zugänglich sind, sondern auch weil
erstere die letzteren in der Regel verdrängen.

• So ergäben sich im ersten Beispiel entsprechende Schutzpflichten bereits
aus dem Kaufvertrag selbst.

• Im zweiten Beispiel müsste bei Vorliegen eines Auftrags eben nicht auf die
Haftungsgrundlage der Geschäftsführung ohne Auftrag zurückgegriffen
werden.

• Die Geschäftsführung ohne Auftrag wiederum rechtfertigt in gewissen
Fällen den Eingriff in fremde Rechtsgüter bzw. stellt einen Rechtsgrund im
Sinne von § 812 Abs. 1 S. 1 BGB dar.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Ohne dass ein Vertrag vorliegt, können sich zwischen den Beteiligten in
Bezug auf eine Sache auch Ansprüche aus dem Eigentümer-Besitzer-
Verhältnis (§§ 985 ff. BGB) ergeben.

• Dies ist dann der Fall, wenn eine Partei Besitzer (Inhaber der tatsächlichen
Sachherrschaft, vgl. § 854 Abs. 1 BGB) und die andere Eigentümer ist
(dinglich umfassend Berechtigter, vgl. § 903 BGB).

➔ Beispiel: Der Eigentümer eines Betonmischers kann von demjenigen,
der ihn unberechtigt besitzt, die Herausgabe verlangen (§ 985 BGB).

• Die vertraglichen Verhältnisse sind allerdings auch hier vorrangig zu
prüfen, da sie das Eigentümer-Besitzer-Verhältnis maßgeblich beeinflus-
sen können.

• So mag im vorstehenden Beispiel der Besitzer dem Eigentümer gegenüber
zum Besitz berechtigt sein, weil er den Betonmischer gemietet hat (§§ 986
Abs. 1 S. 1, 535 Abs. 1 S. 1; vgl. Duldungspflicht gem. § 1004 Abs. 2 BGB)
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Des Weiteren können sich gesetzliche Schadensersatzansprüche aus uner-
laubter Handlung ergeben (§§ 823 ff. BGB, auch „Delikt“, s.u.).

➔ Beispiel: Wer als Radfahrer fahrlässig eine ältere Dame umfährt, ist ihr
zum Ersatz der erlittenen gesundheitlichen Schäden verpflichtet (§ 823
Abs. 1 BGB, vgl. RGZ 48, 343).

• Etwaige vertragliche Abmachungen sind wiederum zuerst zu beachten, da
sie oft erst die konkreten Pflichten oder den Haftungsmaßstab des Schä-
digers festlegen (vgl. z.B. § 300 Abs. 1 oder § 1664 Abs. 1, 277 BGB).

• Der von den Parteien vertraglich bestimmte Haftungsumfang darf nicht
auf dem Umweg über die unerlaubte Handlung wieder ausgehebelt
werden (gilt z.T. auch für gesetzliche Haftungsprivilegien).

• Durch parallele Schadensersatzansprüche aus dem Eigentümer-Besitzer-
Verhältnis (vgl. §§ 987 ff. BGB) werden solche aus unerlaubter Handlung
nach h.M. verdrängt.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Schließlich können sich Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung
ergeben (§§ 812 ff. BGB, auch „Kondiktion“).

➔ Beispiel: Erweist sich ein Kaufvertrag über einen Computer als
unwirksam, weil der Käufer noch nicht voll geschäftsfähig war (§§ 106
ff. BGB), haben die Parteien die sich jeweils geleisteten Gegenstände
(Computer bzw. Kaufpreis) zurückzuerstatten (§ 812 Abs. 1 S. 1 1.Alt.
BGB).

• Großer Nachteil der manchmal plastisch als „Lumpensammler des
Zivilrechts“ bezeichneten ungerechtfertigten Bereicherung für den
Anspruchsteller: Anders als beim Schadensersatz ist Ziel nicht der
Ausgleich beim Geschädigten, sondern nur Abschöpfen einer noch
vorhandenen Bereicherung beim Anspruchsgegner.

• § 818 Abs. 3 BGB macht diese Schwäche des Kondiktionsanspruchs
deutlich: „Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes
ist ausgeschlossen, soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist.“
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Vertragliche Vereinbarungen haben freilich auch hier Vorrang.

• Sie liefern regelmäßig den rechtlichen Grund, dessen Fehlen primäre
Tatbestandsvoraussetzung für einen Bereicherungsanspruch aus § 812
Abs. 1 S. 1 BGB ist.

• Möglicherweise aufgrund eines Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses beste-
hende Nutzungsherausgabeansprüche (vgl. §§ 987 ff. BGB) gehen
ebenfalls vor.

• Deliktische und bereicherungsrechtliche Ansprüche können dagegen
regelmäßig nebeneinander gegeben sein.

• Kleine Merkhilfe für die Reihenfolge der Anspruchsgrundlagen: „AGL-Rap“
auf http://www.youtube.com/watch?v=0yjgIWOockY
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Dem Anspruch darf schließlich keine rechtshindernde Einwendung entge-
genstehen, die von vornherein verhindern würde, dass der betreffende
Anspruch überhaupt entsteht.

• Als rechtshindernde Einwendungen kommen u.a. in Betracht:

o Geschäftsunfähigkeit (§§ 104 ff. BGB)

➔ Beispiel: Ein fünfjähriges Kind versucht, einen Kaufvertrag über
einen Plüschelefanten abzuschließen (§§ 105 Abs. 1, 104 Nr. 1 BGB).

o Formmangel (§§ 125 ff. BGB)

➔ Beispiel: Ein älterer Herr möchte sein Testament gerne mündlich
abgeben (§ 2247 Abs. 1 BGB).

o Sittenwidrigkeit (§ 138 BGB)

➔ Beispiel: Eine aufstrebende Kreditagentur verlangt einen Wucher-
zins von 30% p.A. (§ 138 Abs. 2 BGB).
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Selbst wenn ein Anspruch einmal entstanden ist, weil alle seine Tat-
bestandsvoraussetzungen erfüllt sind und keine rechtsverhindernde
Einwendung vorliegt, kann er dennoch wieder erlöschen, wenn eine
rechtsvernichtende Einwendung gegeben ist.

• Als rechtsvernichtende Einwendungen kommen u.a. in Betracht:

o Erfüllung (§§ 362 ff. BGB)

➔ Beispiel: Eine Kunde zahlt den geschuldeten Kaufpreis, der
Zahlungsanspruch des Verkäufers (§ 433 Abs. 2 BGB) erlischt (§ 362
Abs. 1 BGB).

• Erfüllung ist die mit Abstand häufigste rechtsvernichtende Einwen-
dung bei Verträgen, entspricht sie doch dem wirtschaftlichen Ziel
der Parteien zu Beginn des Geschäfts.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

o Nachträgliche Unmöglichkeit (§ 275 BGB)

➔ Beispiel: Der bereits gekaufte, vom Verkäufer aber noch nicht
gelieferte Mähdrescher wird durch einen Meteoriteneinschlag
unwiederbringlich zerstört, der Übereignungsanspruch des Käufers
(§ 433 Abs. 1 S. 1 BGB) erlischt (§ 275 Abs. 1 BGB).

o Ausgeübte (meist auch: bloß ausübbare) Gestaltungsrechte wie z.B.
Aufrechnung (§§ 387 ff. BGB) oder Anfechtung (§§ 142 ff. BGB), die
den Anspruch von Anfang an (ex tunc) erlöschen lassen.

➔ Beispiel: Eine Kundin wählt irrtümlich (vgl. § 119 Abs. 1 BGB) das
Champagner- statt des rosé-farbenen Kleids aus dem Schaufenster
aus, ficht ihre Willenserklärung aber anschließend wirksam an (vgl.
§ 143 BGB). Der Zahlungsanspruch des Verkäufers aus dem
Kaufvertrag erlischt (§ 142 Abs. 1 BGB).

• Vgl. auch Gestaltungsrechte mit ex nunc-Wirkung wie Rücktritt
(§§ 346 ff. BGB), Widerruf (§§ 355, 357 BGB) oder Kündigung
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Ist ein Anspruch entstanden und auch nicht untergegangen, kann immer
noch eine rechtshemmende Einwendung (=Einrede) vorliegen.

• Sie lässt den Anspruch zwar ungeschmälert fortbestehen, mindert seinen
Wert jedoch erheblich, da sie verhindert, dass der Anspruch zum
fraglichen Zeitpunkt gerichtlich durchgesetzt werden kann.

• Anders als bei den bisher dargestellten Einwendungen muss sich der
Berechtigte einer Einrede selbst auf sie berufen („einreden“), damit das
Gericht sie berücksichtigt (in der Klausur aber prinzipiell zu prüfen!).

• Als rechtshemmende Einwendungen kommen u.a. in Betracht:

o Verjährung (§§ 194 ff. BGB)

➔ Beispiel: Ein Käufer versucht leider zu spät (vgl. §§ 195, 438 Abs. 1
Nr. 3 BGB), seinen schadhaften Toaster zu reklamieren. Der
Verkäufer kann jetzt jegliche Haftung ablehnen (§ 214 Abs. 1 BGB).
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

o Stundung (§ 205 BGB)

➔ Beispiel: Solange ein Vermieter dem Mieter einen vorübergehen-
den Aufschub für seine Mietzahlungen gewährt, braucht dieser
nicht zu zahlen (§ 205 BGB, vgl. § 209 BGB).

o Zurückbehaltungsrecht (§ 273 BGB)

➔ Beispiel: Der Mieter schuldet dem Vermieter zwar noch ausstehen-
de Mietzahlungen, er hat aus dem Mietverhältnis aber noch einen
Aufwendungsersatzanspruch, weil er auf eigene Kosten in der
Wohnung den vom Vermieter gewünschten Kachelofen eingebaut
hat. Bis diese Kosten beglichen sind, kann der Mieter seine
Mietzahlungen verweigern (§ 273 Abs. 1 BGB).
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die Lösung eines zivilrechtlichen Falles beginnt mit der Frage:

o Wer will was von wem woraus?

• Sobald dies geklärt ist (WDH: Fallfrage beachten!), muss jede passende
Anspruchsgrundlage (WDH: Rangfolge beachten!) überprüft werden:

1) Ist der Anspruch entstanden?

2) Ist der Anspruch nicht untergegangen?

3) Ist der Anspruch durchsetzbar?

• Lassen sich alle drei Fragen mit „Ja“ beantworten, besteht ein Anspruch.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Syllogismus des Aristoteles (383-322 v. Chr.): Schluss von zwei Prämissen
auf einen Ergebnissatz

• Beispiel:

1) Prämisse 1/Obersatz: Alle Griechen sind weise.

2) Prämisse 2/Untersatz: Aristoteles ist Grieche.

3) Conclusio/Schlusssatz: Aristoteles ist weise (muss weise sein).

• Bei der Rechtsanwendung nun gewisse Parallele im Sinne einer „Schluss-
folgerung“ aus Norm und Lebenssachverhalt auf das Ergebnis

❖ Aber NB: Keine reine Logik in Form einer „juristischen Rechenmaschine“,
sondern Hauptaufgabe (und Hauptschwierigkeit) ist die wertende
Beurteilung eines Sachverhalts auf der Grundlage der geltenden
Rechtsordnung.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Bei der als Subsumtion bezeichneten Technik der deduktiven Rechtsan-
wendung vergleicht man einen Lebenssachverhalt mit den Tatbestands-
merkmalen einer bestimmten Rechtsnorm.

• Die Rechtsfolge der Norm tritt nur dann ein, wenn alle ihre Vorausset-
zungen erfüllt sind.

• Rein „handwerklich“ ist für die zu prüfende Anspruchsgrundlage zunächst
ein konjunktivisch formulierter Obersatz zu bilden, der im Sinne des „Wer
will was von wem woraus?“ alle notwendigen Informationen enthält
(Anspruchsteller, Anspruchsgegner, Anspruchsgegenstand und Anspruchs-
grundlage).

➔ Beispiel: „Diethelm könnte gegen Agathe einen Anspruch auf Ersatz
der Arztkosten in Höhe von € 2.000 aus § 823 Abs. 1 BGB haben.“
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Anschließend sind die einzelnen Tatbestandsmerkmale einer Norm im
Gutachtenstil zu untersuchen.

• Anders als beim Urteilsstil der Gerichte steht das Ergebnis erst am Ende
der Prüfung fest, die grundsätzlich in drei Schritten erfolgt:

1) Das konkret untersuchte Element der Vorschrift ist zu nennen, auch
hier wird der Konjunktiv verwendet („hätte“, „könnte“, „müsste“).

➔ Beispiel: Wird die „Handlung“ im Rahmen von § 823 Abs. 1 BGB
untersucht, lautete eine passende Formulierung: „Zunächst
müsste der Schädiger gehandelt haben.“

2) Das geprüfte Merkmal ist juristisch zu definieren, im obigen Beispiel
ist folglich zu bestimmen, was eine Handlung ist.

➔ Beispiel: „Eine Handlung ist jedes vom menschlichen Willen
beherrschbare Tun.“
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

3) Zuletzt erfolgt die tatsächliche Subsumtion, es werden Lebenssach-
verhalt und Normvoraussetzung miteinander verglichen. Anders
gewendet wird festgestellt, ob der zugrundeliegende Fall den
rechtlichen Tatbestand erfüllt.

➔ Beispiel: „Indem der Schädiger dem Geschädigten ein Bein gestellt
hat, hat er gehandelt.“

• WDH: Diese Subsumtion „im engeren Sinne“ ist die eigentliche
juristische Arbeit.
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die Willenserklärung ist das Kernstück der Rechtsgeschäftslehre. Ein
Rechtsgeschäft besteht aus mindestens einer Willenserklärung und
oftmals noch weiteren Elementen.

• Es führt eine Rechtsfolge herbei, weil sie von den Parteien gewollt ist und
von der Rechtsordnung anerkannt wird.

➔ Beispiel: Testament oder Kündigung sind einseitige, Verträge dagegen
zweiseitige Rechtsgeschäfte.

• Vom Rechtsgeschäft abzugrenzen ist die geschäftsähnliche Handlung. Sie
ist eine Willensäußerung, die auf einen rechtlichen Erfolg gerichtet ist, der
aber nicht kraft Parteiwillens, sondern kraft Gesetzes eintritt.

➔ Beispiel: Mahnung, Fristsetzung, Aufforderungen gemäß §§ 108 Abs. 2,
177 Abs. 2 BGB
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Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Als Teil eines Rechtsgeschäfts zerfallen Willenserklärungen wiederum in
einen objektiven und einen subjektiven Tatbestand.

• Ihre weitere Ausgestaltung ist im Einzelnen abhängig von der Art des
Geschäfts, den beteiligten Personen und dem konkret gewollten
rechtlichen Erfolg.

• Ein gewisser grundlegender Aufbau ist allerdings allen Willenserklärungen
gemeinsam.
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• Der objektive Tatbestand der Willenserklärung in Gestalt der Äußerung
des Willens ist ein Verhalten, das den Schluss darauf zulässt, ein
bestimmter rechtlicher Erfolg sei gewollt.

• Die Äußerung kann auf drei verschiedene Arten erfolgen:

1) Ausdrücklich: Der Geschäftswille des Erklärenden wird bei einer
ausdrücklichen Willenserklärung unmittelbar durch die Äußerung
selbst deutlich.

➔ Beispiel: „ Verkaufen Sie mir dieses Buch, aber schnell!“

2) Konkludent: Der Geschäftswille des Erklärenden kommt bei einer
konkludenten oder schlüssig erklärten Willenserklärung erst indirekt
durch sein gesamtes Verhalten zum Ausdruck.

➔ Beispiel: Im Einsteigen in einen Bus liegt ein konkludentes Angebot
zum Abschluss eines Beförderungsvertrags.
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3) Stillschweigend: Grundsätzlich ist Schweigen keine Willenserklärung.
Der Geschäftswille des Erklärenden wird bei einer stillschweigenden
Willenserklärung daher nur ausnahmsweise deutlich, wenn die
Parteivereinbarung oder das Gesetz es vorsehen.

➔ Beispiel: Antwortet ein Kaufmann im Rahmen seiner üblichen
Tätigkeit auf ein Angebot eines Geschäftspartners nicht umgehend,
gilt sein Schweigen als Annahme (§ 362 Abs. 1 HGB, Fiktion des so
genannten „Kaufmännischen Bestätigungsschreibens“)
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• Der subjektive Tatbestand der Willenserklärung, der „Wille an sich“
umfasst drei Elemente.

• Die Existenz bzw. das Fehlen dieser Merkmale hat jedoch unterschiedliche
rechtliche Bedeutung.
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• Der Handlungswille bezeichnet den Willen, überhaupt bewusst zu
handeln. Fehlt er, liegt keine wirksame Willenserklärung vor.

➔ Beispiel: Handlungswillen existiert beim Sprechen oder bei
bestimmten Gesten, nicht aber bei Handlungen im Schlaf oder bei
nicht zu widerstehender Fremdbestimmung (vis absoluta).
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Fall 1: Carl parkt erst einmal sein Taxi, um etwas Trinken zu gehen. Aus
Versehen landet er jedoch nicht in einem Weinlokal, sondern bei einer
Weinversteigerung. Nach dortiger, bereits lange gepflegter Sitte wird durch
Handheben ein Gebot abgegeben oder erhöht. Carl wird die Veranstaltung
bald langweilig, und ohnehin müde durch die lange Taxifahrt schläft er ein.
Seine Träume sind auch weitaus spannender: Als Tarzan, König des
Dschungels, hangelt er sich behände von Liane zu Liane. Außerdem erhält er
den Zuschlag für ein 500 Liter-Fass Trollinger.

Hat Carl eine wirksame Willenserklärung abgegeben?
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• Das Erklärungsbewusstsein, für das auch die Ausdrücke Erklärungs- oder
Rechtsbindungswille geläufig sind, bedeutet, dass dem Erklärenden bei
der Willensäußerung bewusst gewesen sein muss, dass sein Verhalten
einen rechtlichen Erfolg erzielen sollte.

• Fehlt der erforderliche Rechtsbindungswille, kann es sich gerade bei einer
Bitte oder einem Versprechen um eine reine Gefälligkeit handeln, die
keine rechtlichen Verpflichtungen entstehen lässt.

• Im Zweifelsfall ist aus der Sicht eines objektiven Dritten zu beurteilen, ob
eine rechtliche Bindung des Erklärenden gewollt war oder nicht.

• Für das Vorliegen eines Rechtsbindungswillens spricht insbesondere die
für die andere Partei erkennbare ideelle oder wirtschaftliche Bedeutung
der Äußerung für den Erklärenden

➔ Beispiel: Bei: „Bring´ mir bitte ein Eis mit!” ist kaum eine rechtliche
Bindung im Sinne eines Auftrags (vgl. § 662 ff. BGB) gewollt, anders
dagegen bei: „Pass´ bitte auf den Koffer mit den € 5 Mio. auf!”.
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• Nach mittlerweile h.M. genügt es bei fehlendem Erklärungsbewusstsein
allerdings, dass dem Erklärenden seine Äußerung zugerechnet werden
kann.

• Dies ist dann möglich, wenn der Erklärungsempfänger darauf vertrauen
durfte, dass der Erklärende einen rechtserheblichen Willen äußern wollte
und dieser bei Anwendung pflichtgemäßer Sorgfalt hätte erkennen und
vermeiden können, dass sein Verhalten als Willenserklärung aufgefasst
werden konnte.

➔ Beispiel: Erklärungsbewusstsein liegt vor beim Unterschreiben eines
Kaufangebots im Glauben, es sei ein Kündigungsschreiben, nicht
dagegen bei einer privaten Einladung zum Essen oder einer anschlie-
ßenden „Liebeserklärung”.
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Fall 2: Mittlerweile wieder wach, sieht Carl am anderen Ende des Saales
seinen Freund Larry, und winkt ihm freudig zu. Kurz darauf ist er Eigentümer
eines weiteren Fasses Trollinger.

Hat Carl diesmal eine wirksame Willenserklärung abgegeben?
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• Der Geschäftswille bezeichnet die Absicht, mit der Willenserklärung einen
ganz konkreten rechtlichen Erfolg herbeizuführen.

• Gerade beim (Klausur-) Regelfall empfangsbedürftiger Willenserklärungen
unter Abwesenden können Schwierigkeiten auftreten, da der Inhalt der
Erklärung häufig vom Erklärenden und vom Erklärungsempfänger unter-
schiedlich aufgefasst wird.

• Soll in diesen Fällen nur das tatsächlich Erklärte gelten, wird der
Empfänger benachteiligt. Soll nur das tatsächlich Verstandene gelten, wird
der Erklärende benachteiligt.

• Gleichsam als Kompromiss hat daher die Auslegung vom so genannten
verobjektivierten Empfängerhorizont aus zu erfolgen.

• Danach gilt als Inhalt der Erklärung, was ein fiktiver, wohlinformierter und
verständiger Dritter an der Stelle des Empfängers verstanden hätte.
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• Stimmt dieses Ergebnis nicht mit dem vom Erklärenden tatsächlich
Gewollten überein, so fehlt ihm hinsichtlich dieses konkreten Inhalts der
Willenserklärung der Geschäftswille.

• Damit ist die Willenserklärung aber nicht unwirksam, sondern nur wegen
Inhaltsirrtums anfechtbar (§§ 119 Abs. 1, 1.Alt., 142 ff. BGB).

• Der Erklärende kann auf diese Weise selbst entscheiden, ob er seine so
verstandene Willenserklärung gelten lassen will oder nicht.

➔ Beispiel: Wenn jemand ein Kaufangebot unterschreibt im Glauben, es
handele sich um ein Kündigungsschreiben (s.o.), fehlt ihm der
Geschäftswille in Bezug auf den Abschluss eines Kaufvertrags.
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Fall 3: Jetzt hat Carl das Prinzip der Versteigerung verstanden. Da er schon
immer einen italienischen Sportwagen fahren wollte und der Preis
unverschämt günstig ist, ersteigert er kurzentschlossen den Frascati für
€ 3000. Warum er dann aber ein weiteres Fass Wein bekommt, ist ihm völlig
schleierhaft.

Hat Carl nun endlich eine wirksame Willenserklärung abgegeben?
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• Außer in den allereinfachsten Fällen kommt man meistens nicht umhin,
einzelne Willenserklärungen auszulegen.

• Die Auslegung hat zum Ziel, den für die rechtliche Beurteilung maß-
geblichen Sinn einer Willenserklärung herauszufinden. Anders ausge-
drückt versucht man, den hinter der Erklärung stehenden Geschäftswillen
(s.o.) des Erklärenden zu ermitteln.

• Voraussetzung für die Auslegung ist, dass überhaupt eine wirksame
Willenserklärung vorliegt.

• Wird der darin enthaltene Geschäftswille vom Empfänger richtig erkannt,
gilt dieser, eine weitere Auslegung ist weder notwendig noch statthaft.

❖ NB: Die Auslegung ist vorrangig gegenüber dem (eher seltenen) Dissens
(§ 154 f. BGB) und der Anfechtung (§§ 142, 119 ff. BGB)!

44



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Deutlich wird die zwingende Zurückhaltung bei der Auslegung anhand der
Sonderregel der „falsa demonstratio“: Wenn beide Parteien bei einer
Erklärung nicht den Wortlaut, sondern übereinstimmend einen anderen
Sinn verstehen, schadet die falsche Bezeichnung nicht (falsa demonstratio
non nocet).

➔ Beispiel: Ein jüngst verstorbener, hochbetagter Professor vermacht
einem langjährigen Freund seine „Bibliothek“. Beide wissen jedoch im
Hinblick auf viele gemeinsam verbrachte Herrenabende mit manch
gutem Tropfen, dass es sich dabei nur um den Weinkeller handeln
kann.

• Es macht eben keinerlei Sinn, den Parteien im falsch verstandenen
Interesse einer möglichst objektiven Auslegung ein beiderseits nicht
gewolltes Ergebnis aufzuzwingen.
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• Ein schönes Beispiel liefert der berühmte „Haakjöringsköd-Fall“ des
Reichsgerichts (RGZ 99, 147):
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• Für Willenserklärungen im Allgemeinen schreibt § 133 BGB vor, dass es
auf den „wirklichen Willen“ (= Geschäftswillen) des Erklärenden an-
kommt, und der Wortlaut der Erklärung keine zwingende Grenze bildet.

• Diese Regel gilt für sämtliche Willenserklärungen, egal ob sie empfangs-
bedürftig sind oder nicht.
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§ 133 BGB – Auslegung einer Willenserklärung
Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist der wirkliche Wille zu erforschen und
nicht an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften.
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• Bei nicht-empfangsbedürftigen Willenserklärungen bleibt es bei der Regel
des § 133 BGB.

• Es kommt bei ihnen allein auf den empirisch ermittelten Willen des
Erklärenden an, auf etwaige Empfänger ist keine besondere Rücksicht zu
nehmen, der Gedanke des Vertrauensschutzes spielt hier keine Rolle.

➔ Beispiele: Eine solche „natürliche“ Auslegung gilt u.a. für letztwillige
Verfügungen (vgl. aber § 2084 BGB), für die Auslobung (§ 657 BGB) und
die Dereliktion (§ 959 BGB).
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• Bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen und den aus ihnen zusam-
mengesetzten Verträgen kommt es zusätzlich und schlussendlich vorrangig
auf das Verständnis des Erklärungsempfängers nach objektiven Maß-
stäben an:

• WDH/Anders ausgedrückt: Gleichsam als Kompromiss unterschiedlicher
Ansichten der Parteien hat daher die Auslegung vom so genannten
verobjektivierten Empfängerhorizont aus zu erfolgen (s.o.).

49

§ 157 BGB – Auslegung von Verträgen
Verträge sind so auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrs-
sitte es erfordern.
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• Bei der Auslegung von Rechtsgeschäften werden größtenteils dieselben
Methoden wie bei der Gesetzesauslegung verwendet.

• Mit Ausnahme der grammatikalischen Auslegung gibt es keine zwingende
Reihenfolge der Methoden, auch sind keinesfalls immer alle von ihnen zu
berücksichtigen, wenn es an ausreichenden Anhaltspunkten fehlt.

1) Wortlaut: Der Text „als solcher“ steht am Beginn der Auslegung.

• Von den Parteien selbst formuliert, bietet er regelmäßig den maßgeb-
lichen – allerdings häufig auch einzigen – Anhaltspunkt (vgl. die
Unklarheitenregel bei formularvertraglichen AGB, § 305c Abs. 2 BGB)

• Es ist insoweit der unter den Parteien und ihren „Verkehrskreisen“
übliche Sprachgebrauch zugrunde zu legen, darüber hinaus das
allgemein Übliche.

➔ Beispiele: Besonders häufig sind Handelsfloskeln wie „frei Haus“
(Versandkosten trägt der Verkäufer) oder „Angebot freibleibend“
(Ausschluss vertraglicher Bindung > bloße invitatio ad offerendum)
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2) Systematik: In welchem Zusammenhang steht die Erklärung der Parteien
innerhalb eines größeren Vertragswerks, aber auch im weiteren Sinne
innerhalb der geschäftlichen Beziehungen der Beteiligten?

➔ Beispiele: Eine nicht weiter präzisierte Regelung über die „Vergütung“,
die sich in einem Gesellschaftsvertrag innerhalb eines Abschnitts über
Rechte und Pflichten von Aufsichtsräten befindet, wird sich wohl nur
auf deren Entgelt beziehen. Haben die Parteien Frachtgeschäfte
„immer schon“ auf eine bestimmte Weise durchgeführt, richtet sich
die eher unspezifische Abmachung über die Beladung eines Schiffs
wohl auch danach.

3) Entstehungsgeschichte: Ähnlich wie bei der Systematik ist zu fragen, wie
die Parteien bisher ihre Vereinbarungen getroffen haben, was die
Begleitumstände waren und welche Unterredungen dem konkreten
Geschäft womöglich vorausgingen.
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4) Sinn und Zweck (telos): Ebenso entscheidend wie bei der Gesetzes-
auslegung ist regelmäßig auch bei der Auslegung von Willenserklärungen
die Frage, was die Parteien mit dem konkreten Geschäft wohl bezweckt
haben und was ihre jeweiligen Interessen waren.

• Die Auslegung nach Sinn und Zweck liefert oftmals maßgebliche
Erkenntnisse und folgt in der (Klausur-) Praxis regelmäßig der
grammatikalischen Auslegung.

• Insbesondere kommt diese Methode weitgehend ohne „externes
Wissen“ aus und kann allein auf Grundlage des Sachverhalts und
eingehender Argumentation (!) brauchbare Ergebnisse liefern.
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• Wie Gesetze können auch Willenserklärungen und die aus ihnen zusam-
mengesetzten Verträge lückenhaft sein.

• Um diese Lücken zu schließen und Unklarheiten zu beseitigen, bedient
man sich der sog. „ergänzenden Vertragsauslegung“, die wie die ge-
wöhnliche Auslegung beim Sinnzusammenhang des Vertrags, dessen
Zweck und der vermuteten Interessenlage beider Parteien anknüpft.

• Gesetzlicher Anker ist auch hier § 157 BGB, der Auslegungsmaßstab ist
demnach, was nach „Treu und Glauben“ für beide Parteien eine mög-
lichst gerechte Lösung darstellen würde.

❖ NB: Die ergänzende Vertragsauslegung geht freilich wie die richterliche
Rechtsfortbildung über das normale „Auslegungsprogramm“ hinaus und
ist daher nur vorsichtig anzuwenden!
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• Damit Willenserklärungen rechtliche Wirkung entfalten können, müssen
sie auf irgendeine Weise in den Rechtsverkehr gelangen. Jede Art von
Willenserklärung muss dazu vom Erklärenden zunächst einmal abgegeben
werden.

• Darüber hinaus ist je nach Fallgestaltung zu unterscheiden: Handelt es sich
um eine (in praxi seltene) nicht empfangsbedürftige Willenserklärung
oder kommt es maßgeblich auch auf ihren Zugang beim Empfänger an? Ist
der Empfänger an- oder abwesend? Handelt es schließlich um eine
gegenständlich verkörperte oder nur um eine beispielsweise mündliche,
nicht verkörperte Willenserklärung?

• Im konkreten Einzelfall ist jede einzelne Willenserklärung genau zu
charakterisieren, um die Voraussetzungen für Abgabe und ggf. Zugang
nach den folgenden Grundsätzen bestimmen zu können, denn gesetzliche
Vorschriften sind rar.
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• Eine Willenserklärung ist regelmäßig abgegeben, wenn sich der Erklärende
ihr so entäußert hat, dass sie ohne weiteres Zutun ihren Adressaten
erreichen kann.
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• Eine nicht empfangsbedürftige Willenserklärung, beispielsweise ein
Testament ist bereits mit der bloßen willentlichen Entäußerung
abgegeben.
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• Empfangsbedürftige Willenserklärungen müssen willentlich in Richtung
eines bestimmten Empfängers so auf den Weg gebracht werden, dass der
Erklärende mit einer Kenntnisnahme des Empfängers rechnen darf.
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Fall 4: Agathe möchte sich einen neuen Sandsack zulegen, da der Alte ihren
fortgeschrittenen Angriffstechniken nicht mehr gewachsen war und das
Zeitliche gesegnet hat. Sie hat deshalb bereits ein Bestellformular des
Vongzong-Versands für Kampfsportzubehör ausgefüllt und auf ihren
Schreibtisch gelegt. Dort findet es ihre WG-Genossin Kunigunde, die das
Schreiben netterweise sofort abschickt. Postwendend verlangt der
Vongzong-Versand den Kaufpreis für den Sandsack von Agathe.

Hat Agathe ein wirksames Angebot für den Kaufvertrag abgegeben?
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• Es ist des Weiteren danach zu trennen, ob der Empfänger anwesend ist
oder nicht und ob es sich um eine verkörperte oder nicht verkörperte
Willenserklärung handelt.
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(1) Verkörperte Willenserklärung

• Eine verkörperte Willenserklärung, beispielsweise in Form eines Briefs
oder USB-Sticks, muss dem Empfänger willentlich übergeben werden.

(2) Nicht verkörperte Willenserklärung

• Eine nicht verkörperte Willenserklärung, die üblicherweise nur
mündlich mitgeteilt wird, muss für den Empfänger akustisch
verständlich geäußert werden.
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(1) Verkörperte Willenserklärung

• Soll eine verkörperte Willenserklärung einen Abwesenden erreichen,
muss das Medium, das die Willenserklärung enthält, willentlich in
Richtung des Empfängers auf den Weg gebracht werden.

• Alternativ kann ein Bote eingesetzt werden, d.h. eine Person, die
keine eigene Willenserklärung abgibt (dann wäre sie ein Stellvertre-
ter, vgl. § 164 Abs. 1 S. 1 BGB), sondern lediglich eine für sie fremde
Willenserklärung weiterleitet.

• Wird die Person auf Seiten des Erklärenden tätig, bezeichnet man sie
als Erklärungsbote, auf Seiten des Empfängers ist sie Empfangsbote.

• Das Risiko etwaiger Fehler trägt der jeweilige Verwender des Boten
für seine eigene Sphäre. Deshalb ist in den betreffenden Fällen von
entscheidender Bedeutung, welcher Sphäre man einen Boten
zuordnet.
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(2) Nicht verkörperte Willenserklärung

• Nicht verkörperte Willenserklärungen an einen Abwesenden müssen
per Erklärungsboten dem Adressaten übermittelt oder dessen
Empfangsboten gegenüber geäußert werden.
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• Nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen bilden eine Ausnahme, sie
werden bereits unmittelbar mit Abgabe wirksam, es ist kein Zugang beim
Empfänger erforderlich.
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Fall 5: Diethelm pflastert die nähere Umgebung seiner Wohnung mit
folgendem Zettel: „Hamster entlaufen! Wer Hannibal wohlbehalten zurück-
bringt, erhält eine Belohnung von € 100!”. Ausgerechnet Agathe steht am
nächsten Morgen mit dem putzmunteren Nager vor Diethelms Tür.

Muss er ihr den Finderlohn zahlen, obwohl Agathe die Zettel gar nicht
gelesen hat?
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• In der Regel genügt die bloße Abgabe einer Willenserklärung jedoch nicht,
sondern sie muss dem Empfänger auch zugehen, um rechtliche Wirkung
entfalten zu können (vgl. § 130 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Wann und wie der Zugang erfolgt, hängt von der Art der jeweiligen
Willenserklärung im Einzelfall ab.
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(1) Verkörperte Willenserklärung

• Eine verkörperte Willenserklärung ist zugegangen, wenn der Empfän-
ger das Erklärungsmittel selbst erhält.

(2) Nicht verkörperte Willenserklärung

• Eine nicht verkörperte Willenserklärung unter Anwesenden geht nach
der Vernehmungstheorie zu, wenn sie akustisch richtig vom Empfän-
ger vernommen wird. Auf ein inhaltlich korrektes Verständnis kommt
es nicht an.

• Da freilich gerade hier das Risiko von Missverständnissen besonders
hoch ist, muss sich der Erklärende in Zweifelsfällen beim Empfänger
erkundigen, ob seine Erklärung richtig angekommen ist.
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• Allein diese Konstellation wird explizit gesetzlich angesprochen, wenn
auch nicht wirklich geregelt: Eine gegenüber einem Abwesenden
abzugebende empfangsbedürftige Willenserklärung wird in dem
Zeitpunkt wirksam, in welchem sie ihm zugeht (§ 130 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Was für diesen Zugang nötig ist, sagt das Gesetz allerdings nicht.

(1) Verkörperte Willenserklärung

• Nach einhelliger Ansicht geht eine verkörperte Willenserklärung unter
Abwesenden zu, wenn der Empfänger objektiv die Möglichkeit hat,
von dem jeweiligen Erklärungsmittel Kenntnis zu nehmen, und damit
unter regelmäßigen Umständen auch zu rechnen ist.
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Fall 6: Aus Erfahrung klug geworden, kündigt Diethelm seinen Garagen-
stellplatz schriftlich. Nach dem Mietvertrag ist dies immer spätestens bis
zum 20. des Vormonats möglich. Wegen des fehlenden Joggings schnell
außer Puste, erreicht Diethelm die Parkraumbewirtschaftungsfirma „Yapcoa
Garagen GmbH & Co KG” erst am 20. Dezember gegen 20.00 Uhr und wirft
sein Schreiben in den Geschäftsbriefkasten.

Ist Diethelm die Garage ab Januar los?
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(2) Nicht verkörperte Willenserklärung

• Mit dem akustisch richtigen Verständnis durch den Empfänger oder
seinen Empfangsboten geht eine nicht verkörperte Willenserklärung
unter Abwesenden zu.
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• Ein Vertrag kommt zustande durch zwei übereinstimmende Willens-
erklärungen, Angebot und Annahme.

• Inhaltlich müssen dabei zumindest die so genannten essentialia negotii
festgelegt werden, die je nach Vertragstyp unverzichtbaren Bestandteile.

➔ Beispiel: Bei einem Kaufvertrag (§ 433 BGB) müssen die Vertrags-
parteien, der Vertragsgegenstand und der Kaufpreis eindeutig
bestimmbar sein
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• Ein Angebot (=Antrag) ist eine auf den Abschluss eines Vertrages gerich-
tete empfangsbedürftige Willenserklärung, die so genau bestimmt ist,
dass der Empfänger mit einem bloßen „Ja” den Vertragsschluss herbei-
führen kann.

• Grundsätzlich bindet das Angebot den Antragenden (§ 145 BGB), es kann
mit Rücksicht auf den Empfänger nicht einfach einseitig widerrufen
werden.

• Fehlt von vornherein der Wille, sich rechtlich zu binden, liegt dagegen
lediglich eine unverbindliche so genannte invitatio ad offerendum vor.
Dabei handelt es sich um eine Aufforderung an den Empfänger, nun
seinerseits ein Angebot abzugeben.

71



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT 72

Fall 7: Diethelm möchte in seiner neuen Wohnung mit Hannibal einen
Kleintierzoo aufbauen. Als er beim Blättern im Katalog des Mümmelmeier-
Versands für ambitionierte Kleintierzüchter eine seltene „Quergestreifte
Wüstenspringmaus” für nur € 150 entdeckt, bestellt er umgehend. Kurz
darauf erhält er ein Schreiben des Mümmelmeier-Versands: „Leider schon
verkauft.” (Tatsächlich aber war die Maus zu billig inseriert worden und sollte
eigentlich € 1500 kosten.). Diethelm besteht auf Lieferung, er will die Maus.

Hat Diethelm einen Anspruch auf Übereignung der Maus?
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Fall 8: Carl, der mittlerweile zum Spirituosen-Experten avanciert ist, entdeckt
im Supermarkt den Sekt der Marke „Henkel staubtrocken” zum einmaligen
Sonderpreis von € 5 pro Flasche. Flugs belädt er drei Einkaufs-wagen mit
insgesamt ca. 90 Flaschen. Unter gewissen Schwierigkeiten an der Kasse
angekommen, weigert sich der Marktleiter, Carl die ganze Wagenladung zu
überlassen: „Da bleibt ja nichts mehr für die anderen Kunden!”.

Hat Carl einen Anspruch auf Übereignung der 90 Flaschen?
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• Die Annahme ist ebenfalls eine empfangsbedürftige Willenserklärung, mit
welcher der Empfänger sein vorbehaltloses und uneingeschränktes Ein-
verständnis mit dem Inhalt des Angebots anzeigt.

• Um den Erklärenden nicht allzu lange im Unklaren zu lassen, muss der
Empfänger das Angebot – auch ohne besondere Vereinbarung einer Frist
(vgl. § 148 BGB) – innerhalb eines bestimmten Zeitraums annehmen,
sonst erlischt es (§ 146 BGB):

1) Unter Anwesenden kann ein Angebot nur sofort angenommen
werden (§ 147 Abs. 1 BGB).

2) Unter Abwesenden darf der Empfänger zumindest so lange warten,
wie es dem Erklärenden angesichts der konkreten Fallkonstellation
zugemutet werden kann (§ 147 Abs. 2 BGB).

• Die Zeitspanne bemisst sich aus einer gewissen Dauer des Zusen-
dens des Angebots und der Annahme, vor allem aber aus einer
Bedenkzeit für den Empfänger des Angebots.
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• Was für diese angemessen ist, bleibt eine Wertungsfrage, die nur
im Einzelfall beantwortet werden kann, weshalb die vorhandene
Rechtsprechung entsprechend kasuistisch ist.

• Ein wichtiger Anhaltspunkt ist der Umfang des Geschäfts, da bei
bedeutsameren Transaktionen auch längeres Überlegen ange-
bracht ist.

• Wird das Angebot verspätet angenommen, gilt dies als neues Angebot
(§ 150 Abs. 1 BGB), da das alte bereits erloschen ist und nicht mehr
angenommen werden kann.
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Fall 9: Ein Angestellter des Mümmelmeier-Versands bietet Diethelm
telefonisch einen äußerst seltenen „Gefleckten Plattschwanz-Wombat” für
€ 5000 an. Wegen des hohen Preises kann sich Diethelm nicht sofort zum
Kauf entschließen, er darf es sich aber bis 18.30 h überlegen. Leider vergisst
Diethelm, sich rechtzeitig zu melden und ruft bei Mümmelmeier erst am
nächsten Morgen zurück, um mitzuteilen, dass er den Wombat gerne hätte.
Sein Ansinnen wird jedoch abgelehnt, da man mittlerweile bereits einen
anderen Interessenten hätte. Zerknirscht verbringt Diethelm den Tag, bis
abends plötzlich das Telefon klingelt und ihm der Mümmelmeier-Angestellte
mitteilt, der andere Interessent sei abgesprungen, Diethelm könne den
Wombat nun doch haben. Er hat allerdings inzwischen jegliche Lust auf
australische Pelznager verloren und legt daher wortlos wieder auf.

Kann Mümmelmeier von Diethelm Bezahlung des Wombats (im Gegenzug
für dessen Lieferung) verlangen?
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• Wird ein Angebot nur in abgeänderter Form angenommen, gilt dieses
Angebot als abgelehnt und die „abändernde Annahme” zugleich als neues
Angebot (§ 150 Abs. 2 BGB).

• In Ausnahmefällen kommt es auf den Zugang der Annahmeerklärung
beim Empfänger (dem ursprünglich Anbietenden) nicht an (§ 151 S. 1
BGB). Dies ist etwa dann der Fall, wenn sich gewisse Gewohnheiten
etabliert haben, die allen Beteiligten ihre Geschäftstätigkeit erleichtern.

➔ Beispiel: Für den Abschluss einer Herstellergarantie für eventuelle
Sachmängel eines Hometrainers genügt das Ausfüllen der mitgelie-
ferten Garantiekarte durch den Kunden.

❖ NB: Nicht verzichtet werden kann allerdings auf die Erklärung der
Annahme selbst, d.h. für einen objektiven Dritten muss sich aus dem
Verhalten des Angebotsempfängers immer noch ergeben, dass er das
Angebot tatsächlich annimmt (häufiger Klausur-Fehler).
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Fall 10: Agathe ist zwar nicht Mitglied des BretzelmannClubs, sie hat
allerdings schon häufiger Waren aus dem Versandkatalog bestellt, so dass ihr
regelmäßig besonders interessante Produkte unaufgefordert zugeschickt
werden, die sie bei Nichtgefallen umgehend zurücksendet. Das neueste
Angebot ist die „Multiuniversal-Küchenmaschine Susi 2000 electronic”. Mit
Begeisterung verarbeitet Agathe kiloweise Frischgemüse zu feinstem Brei.
Nach einer Woche hat sie aber genug und schickt das immer noch
neuwertige Gerät gründlich gesäubert zurück. Der BretzelmannClub verlangt
Abnahme und Bezahlung.

Zu Recht?

Abwandlung: Ändert sich etwas, wenn Agathe selbst einen schwunghaften
Handel betreibt und die Waren üblicherweise gewinnbringend weiter-
verkauft?
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1) Sind sich die Parteien bereits über die essentialia negotii nicht einig, liegt
ein (im Gesetz nicht geregelter) Totaldissens vor, und ein wirksamer
Vertrag kommt gar nicht erst zustande.

2) Haben sich die Parteien über sonstige Einzelheiten eines Vertrags nicht
geeinigt, wissen jedoch davon, liegt ein offener Einigungsmangel vor.
Lassen sich keine anderweitigen Anhaltspunkte finden, kommt auch in
diesem Fall kein Vertrag zustande (§ 154 Abs. 1 S. 1 BGB).

3) Glauben die Parteien in diesem Fall indessen, sie hätten sich über alles
geeinigt, handelt es sich um einen versteckten Einigungsmangel.
Regelmäßig kommt auch dann kein Vertrag zustande.

• Nur dann, wenn nach den mutmaßlichen Parteiwillen anzunehmen
ist, dass der Vertrag auch ohne das fehlende Detail abgeschlossen
worden wäre, gilt der Vertrag mit dem tatsächlich vereinbarten Inhalt
als wirksam (§ 155 BGB).
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❖ NB: Auslegung der betroffenen Willenserklärungen ist gegenüber einem
Dissens vorrangig.

• Nur wenn nach der Auslegung immer noch ein Einigungsmangel besteht,
ist demnach an Dissens zu denken.
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• Grundsätzlich sind Rechtsgeschäfte formlos wirksam, d.h. die Wahl des
Erklärungsmittels ist frei, sie können beispielsweise mündlich, schriftlich,
per E-Mail oder durch schlüssiges Verhalten vorgenommen werden.

• Auf diese Weise soll ein möglichst einfacher Ablauf des Rechtsverkehrs
gewährleistet werden.
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• Für einzelne, regelmäßig in irgendeiner Weise besonders bedeutsame
oder riskante Geschäfte sieht das Gesetz jedoch ausnahmsweise die
Formbedürftigkeit vor.

➔ Beispiele: Ein Wohnraummietvertrag muss schriftlich gekündigt (§ 568
Abs. 1 BGB), ein Bürgschaftsvertrag schriftlich abgeschlossen werden
(§ 766 S. 1 BGB). Ein Grundstückskaufvertrag bedarf der notariellen
Beurkundung (§ 311b Abs. 1 S. 1 BGB), gleiches gilt für ein
Schenkungsversprechen (§ 518 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Wird die gesetzlich vorgeschriebene Form nicht eingehalten, ist das
Rechtsgeschäft nichtig (§ 125 S. 1 BGB).
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• In seltenen Fällen ermöglicht das Gesetz eine so genannte Heilung des
Formmangels dadurch, dass die eigentlich formbewehrte Verpflichtung
von dem jeweiligen Schuldner erfüllt wird.

• Der Vertrag wird so zumindest noch nachträglich wirksam. Dies erscheint
deshalb gerechtfertigt, weil das Formerfordernis seine Bedeutung verliert,
wenn die mit ihm abgesicherte Pflicht tatsächlich erfüllt worden ist.

➔ Beispiele: Bei Bürgschaftsvertrag (§ 766 S. 3 BGB), Grundstücks-
kaufvertrag (§ 311b Abs. 1 S. 2 BGB) und Schenkungsversprechen
(§ 518 Abs. 2 BGB) gibt es solche Heilungsmöglichkeiten.

84



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die Parteien eines Rechtsgeschäfts können freilich auch selbst bestim-
men, dass dieses nur wirksam sein soll, wenn bestimmte Formalien
eingehalten werden.

➔ Beispiele: Der Abschluss eines hochkomplexen Unternehmenskaufver-
trags oder die Inanspruchnahme einer Garantie im Außenhandels-
verkehr kommen schon wegen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung selten
ohne genau festgelegte Formerfordernisse aus.

• Wird die durch Rechtsgeschäft vereinbarte Form nicht beachtet, ist die
Rechtsfolge etwas weniger streng, das betreffende Geschäft ist nur im
Zweifel nichtig (§ 125 S. 2 BGB).

• Entscheidend dafür ist der durch Auslegung zu ermittelnde Zweck der
vereinbarten Form nach dem Willen der Parteien.
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Fall 11: Kunigunde hat im Internet noch ein anderes Unternehmen entdeckt,
das Flugzeuge vermietet, und bei dem sie hofft, endlich an einen
brauchbaren Flieger zu gelangen. Eifrig druckt sie alle erforderlichen
Formulare aus und trägt ihre Daten ein. Statt allerdings den ganzen Berg an
Unterlagen wie gefordert per Einschreiben zu verschicken, sendet sie ihn als
Päckchen, weil dies deutlich günstiger war. Etwas später, aber gleichwohl
unversehrt kommt ihr Antrag bei dem Vermietungs-Unternehmen an.

Ist ihr Angebot wirksam?



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Dass durch Gesetz oder Parteivereinbarung bestimmte Formerfordernis
für einzelne Rechtsgeschäfte kann verschiedenen Zwecken dienen, von
denen im konkreten Fall einer oder auch mehrere parallel verfolgt werden.

87



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• In den meisten Fällen dient das Formerfordernis dazu, Klarheit über Inhalt
und Verfahren bei einem Geschäft zu schaffen, um künftige Streitigkeiten
zu vermeiden.

• Gerade bei komplizierten Sachverhalten hat die Schriftform oder
dergleichen gegenüber bloß mündlichen Vereinbarungen den Vorteil,
dauerhaft und leichter nachprüfbar zu sein.
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• Insbesondere bei finanziell umfangreichen und möglicherweise riskanten
Geschäften soll ein unerfahrener Geschäftspartner vor dem übereilten
und unüberlegten Vertragsschluss gewarnt werden.

• Gekoppelt mit Informationspflichten sind Formerfordernisse heutzutage
eine tragende Säule des Verbraucherschutzes geworden.

➔ Beispiele: In der Praxis zeigt sich nur allzu oft, dass Bürgschaften von
Banken als „Kleinigkeit“ dargestellt und daher von Kunden viel zu
schnell übernommen werden, ohne sich klar zu machen, dass im
Sicherungsfall der Bürge mit seinem eigenen Vermögen für die
gesamte Verbindlichkeit des Hauptschuldners einstehen muss (vgl.
§ 765 BGB). Siehe daneben auch die Formalitäten für Garantien beim
Verbrauchsgüterkauf (vgl. § 477 BGB).
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• Mittels der bei notarieller Beurkundung vorzunehmenden Beratung soll
juristisch über die Auswirkungen eines bedeutsamen Geschäfts aufgeklärt
werden (vgl. §§ 128 BGB, 17 BeurkG).
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• Während rechtsgeschäftliche Formerfordernisse von den Parteien frei
gewählt werden können, sind die gesetzlichen abschließend geregelt.

• Das einfachste Formerfordernis ist die Schriftform (§ 126 Abs. 1 BGB).

• Es muss in diesem Fall eine Urkunde, d.h. eine schriftliche Verkörperung
einer Erklärung, erstellt und vom Aussteller eigenhändig mit Namen
unterschrieben werden.

• Die Unterschrift muss den Text räumlich abschließen.

• Mit kleinen Änderungen beruhen auch die elektronische (§ 126a BGB)
oder die Textform (§ 126b BGB) auf der einfachen Schriftform.

• Unter gewissen Erleichterungen gelten diese Vorschriften auch für die von
den Parteien vereinbarte Schriftform (§ 127 BGB).
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• Bei der strengeren öffentlichen Beglaubigung (§ 129 Abs. 1 S. 1 BGB)
muss die Erklärung schriftlich abgefasst und die Unterschrift von einem
Notar beglaubigt werden.

• Die Beglaubigung bezieht sich hier nur auf die Unterschrift, d.h. die
Identität des Ausstellers, nicht auf den Erklärungsinhalt (vgl. § 40
BeurkG).

• Sie dient dem Beweis der Echtheit der Urkunde.
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• Im Falle einer notariellen Beurkundung (§ 128 BGB) wird die Erklärung
nach Beratung durch den Notar diesem gegenüber abgegeben, niederge-
schrieben, dem Erklärenden vorgelesen, von ihm genehmigt und unter-
schrieben, sowie schließlich auch vom Notar unterzeichnet (vgl. §§ 8 ff.,
insbesondere 13 BeurkG).

• Dies kann für Angebot und Annahme eines Vertrags auch nacheinander
geschehen.

• Als strengste Formvorschrift kann die notarielle Beurkundung sowohl die
einfache Schriftform (§ 126 Abs. 4 BGB) als die auch öffentliche
Beglaubigung (§ 129 Abs. 2 BGB) ersetzen.
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• Von einem Willensmangel spricht man, wenn der durch Auslegung
festgestellte objektive Inhalt einer Willenserklärung vom tatsächlichen
Willen des Erklärenden abweicht.

• Das Gesetz enthält eine Vielzahl von Tatbeständen, auf denen eine solche
Divergenz beruhen kann.

• Die erste und folgenreichste Unterscheidung erfolgt danach, ob es sich um
bewusste oder um unbewusste Inhaltsabweichungen handelt.

• Der erste Fall kann regelmäßig bereits zur Nichtigkeit der betreffenden
Willenserklärung führen, im zweiten Fall kann der Erklärende seine eigene
Willenserklärung üblicherweise anfechten und dadurch ihre Nichtigkeit
herbeiführen.
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• Der geheime Vorbehalt, etwas anderes als das Erklärte zu wollen, ist
unbeachtlich (§ 116 S. 1 BGB), denn solange sich entsprechende
Gedanken allein im „forum internum“ abspielen, sind darauf fußende
Abweichungen schlichtweg nicht festzustellen.

• Indessen ist eine Erklärung nichtig, wenn deren Empfänger den Vorbehalt
kennt (§ 116 S. 2 BGB). Der Vorbehalt ist dann streng genommen eben
nicht mehr geheim und der Empfänger nicht mehr schutzwürdig in Bezug
auf das eigentlich objektiv Erklärte.

• Dieselben Überlegungen gelten für empfangsbedürftige Willenserklärun-
gen im Zusammenhang mit einverständlich vorgenommenen Scheinge-
schäften (§ 117 Abs. 1 BGB), deren gesetzlich eigentlich vorgesehenen
Rechtsfolgen nach dem Willen des Erklärenden gar nicht eintreten sollen,
und Scherzerklärungen, die der Erklärende auch lediglich als nicht
ernstgemeint aufgefasst wissen wollte (§ 118 BGB).

• In beiden Fällen sind die betreffenden Willenserklärungen nichtig.
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• Von größerer praktischer Bedeutung sind die Fälle, in denen der Erklären-
de unbewusst einen von seinem tatsächlichen Willen abweichenden
Inhalt äußert, mit anderen Worten: Situationen, in denen er sich irrt.

• Das Gesetz unterscheidet eine Reihe von Ursachen für einen solchen
Irrtum, abhängig vor allem davon, wann der Irrtum entsteht.
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• Der Erklärende kann sich irren, indem er seinen Willen bereits auf einer
falschen Grundlage bildet.

• Auf die nachfolgende Äußerung dieses irrtümlich gebildeten Willens
kommt es dann nicht weiter an.
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• Wenn der Erklärende zwar eine subjektiv und objektiv übereinstimmende
Erklärung abgibt, aber von falschen Voraussetzungen ausgeht, die für
seinen konkreten Geschäftswillen maßgeblich sind, liegt ein so genannter
Motivirrtum vor.

• Dieser ist grundsätzlich unbeachtlich, da der Erklärende andernfalls die
Möglichkeit erhielte, jedes Geschäft, das ihm in irgendeiner Weise dem
Ergebnis nach nicht mehr passt, allein mit der – zudem von außen nicht
nachprüfbaren – Behauptung anzufechten, er habe sich über für ihn
wesentliche Umstände geirrt.

• Irren sich beide Parteien über Aspekte, die zwar nicht Vertragsinhalt
geworden sind, diesen aber maßgeblich beeinflusst haben, ist an eine
Anpassung zu denken (vgl. § 313 Abs. 1, 2 BGB), oder, wenn dies nicht
möglich sein sollte, an einen Wegfall der Geschäftsgrundlage (§ 313
Abs. 3 BGB).
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Fall 12: Agathe beschließt, sich durch eine Bonsai-Zucht eine Nebenerwerbs-
quelle zu eröffnen, da sie meint, dass dies als „Neuartige Methode gegen das
Waldsterben” von der Bundesregierung bezuschusst wird. Sie erwirbt
deshalb 500 Setzlinge in der Baumschule Ting-Lao. Nach erfolgversprechen-
der Anzucht muss sie leider erfahren, dass das Interesse der Bundes-
regierung an ihrer Bonsai-Farm vergleichsweise gering ist.

Kann Agathe ihre Willenserklärung aus dem Kaufvertrag anfechten?
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• Ausnahmsweise beachtlich ist allein der Irrtum über eine verkehrs-
wesentliche Eigenschaft (§ 119 Abs. 2 BGB).

• Es sind dies Merkmale einer Person oder Sache, die auf deren natürlicher
Beschaffenheit beruhen oder tatsächliche und rechtliche Beziehungen
zur Umwelt, die für ihre Wertschätzung oder Verwendbarkeit im
Zusammenhang mit dem betreffenden Rechtsgeschäft von Bedeutung
sind.

➔ Beispiele: Verkehrswesentliche Eigenschaften von Personen sind u.a.
Alter, Geschlecht, Sachkunde oder Zuverlässigkeit. Bei Sachen sind alle
unmittelbar wertbildenden Faktoren relevant, beispielsweise Qualität,
Maße, Gewicht, Material, Alter, auch Lage oder Bebaubarkeit eines
Grundstücks.
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Fall 13: Inzwischen an Geschwindigkeiten jenseits der 300 km/h gewöhnt,
verkauft Carl einen seiner älteren Sportwagen, einen Mercedes 300 SL,
Baujahr 1964, für dummerweise nur € 100.000, weil er fälschlich davon
ausgegangen ist, es handele sich um ein weniger gefragtes Modell des
Baujahres 1968. Nachdem ihn der glückliche Käufer über seinen Irrtum
aufklärt, ärgert sich Carl „ein wenig“.

Kann Carl seine Willenserklärung aus dem Kaufvertrag anfechten?
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• Der Preis oder Wert selbst ist dagegen gerade keine Eigenschaft, denn er
bildet lediglich die Summe der Eigenschaften ab, die von der Bewertung
durch den Markt abhängig ist.
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• In besonderer Weise wird die Entschließungsfreiheit des Erklärenden
geschützt: Wenn sein Willen durch eine arglistige Täuschung oder eine
widerrechtliche Drohung beeinflusst worden ist, kann er ebenfalls
anfechten (§ 123 Abs. 1 BGB).

• Dies ist auch gerechtfertigt, da der Erklärende sich hier noch nicht einmal
„von sich aus“ irrt, sondern erst eine gezielte Einwirkung von außen dazu
führt.

• Praktisch sind solcherart Situationen freilich seltener als die „normalen“
Irrtums-Fälle.
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• Täuschung bedeutet, dass bei einem anderen ein Irrtum, d.h. eine
Fehlvorstellung über die Wirklichkeit, hervorgerufen oder unterhalten
wird.

• Dies ist durch positives Tun oder bei Bestehen einer Aufklärungspflicht
auch durch Unterlassen möglich.

• Die Täuschungshandlung muss für den Irrtum kausal sein und die
Willenserklärung muss auf dem Irrtum beruhen.

• Der Täuschende muss des Weiteren arglistig handeln, d.h. positive
Kenntnis von der Unwahrheit seiner Angaben haben oder sie „ins Blaue
hinein machen”, ohne die wahre Faktenlage überprüft zu haben.

• Er muss dabei mit dem Bewusstsein handeln, dass der Erklärende ohne
die Täuschung seine Willenserklärung gar nicht oder zumindest mit einem
anderem Inhalt abgegeben hätte.
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• Auf der subjektiven Seite reicht Eventualvorsatz aus. Es genügt, dass der
Täuschende billigend in Kauf nimmt, dass seine Angaben falsch sein
könnten und sie Anlass für die Willenserklärung des anderen sind.

• Ein direkter Schädigungsvorsatz ist nicht erforderlich.
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Fall 14: Nach ihrem Reinfall mit den Bonsais erwirbt Agathe nun 500 Eichen-
Setzlinge, weil ihr bei Ting-Lao vorgeschwindelt wird, die Eiche „als
deutschester aller Bäume” werde mit Sicherheit gefördert.

Kann Agathe ihre Willenserklärung aus dem Kaufvertrag anfechten?
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• Bei empfangsbedürftigen Willenserklärungen ist § 123 Abs. 2 BGB zu
beachten, sofern die Täuschung nicht vom Erklärungsempfänger, sondern
von einem Dritten ausgeht.

• Eine Anfechtung ist hier nur möglich, wenn sich der Erklärungsempfänger
die Täuschung (mittelbar) zurechnen lassen muss.

• Dritter im Sinne des § 123 Abs. 2 BGB ist allerdings nur ein am Geschehen
gänzlich Unbeteiligter.

• Wer dagegen auf Seiten des Erklärungsempfängers steht und maßgeblich
am Zustandekommen des Geschäfts beteiligt war, ist nicht Dritter.

• In einem solchen Fall ist bereits eine Anfechtung nach § 123 Abs. 1 BGB
möglich, da dem Erklärungsempfänger das Verhalten dieser Personen
unmittelbar zugerechnet wird.
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Fall 15: Den blumigen Ausführungen der Baumschule glaubt Agathe zwar
nicht mehr, aber nun redet ihr Direktor Oppelsheimer wider besseres Wissen
ein, dass es ureigenste deutsche Bürgerpflicht sei, so viele Eichen wie nur
möglich zu pflanzen. Nach einigem Hin und Her erwirbt sie daher bei (dem
innerlich überraschten, äußerlich keine Miene verziehenden) Ting-Lao
nochmals 500 Eichen-Setzlinge.

Kann Agathe ihre Willenserklärung aus dem Kaufvertrag anfechten?
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• Drohung ist objektiv das „Inaussichtstellen eines künftigen Übels“, wobei
für den Betroffenen der Eindruck entstehen muss, der Eintritt des Übels
hinge vom Willen des Drohenden ab.

• Ihre Widerrechtlichkeit kann sich aus dem verfolgten Zweck, dem einge-
setzten Mittel oder dem Missverhältnis innerhalb der Zweck-Mittel-
Relation ergeben.

• Subjektiv muss der Drohende das Ziel verfolgen, den Bedrohten zur
Abgabe einer bestimmten Willenserklärung zu bringen und sich dabei
bewusst sein, dass sein Verhalten die Willensbildung des Bedrohten
beeinflussen kann.

• Ebenso wie im Fall einer arglistigen Täuschung muss die Drohung für die
Abgabe der Willenserklärung in ihrer konkreten Gestalt kausal geworden
sein.
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• Selbst wenn der Erklärende seinen Willen einwandfrei gebildet hat, mag
er sich bei dessen Äußerung irren.

• Ein Erklärungsirrtum gem. § 119 Abs. 1 2. Alt. BGB liegt vor, wenn sich der
Erklärende bei der Erklärungshandlung irrt.

• Er setzt ein falsches „Erklärungszeichen”, weshalb bereits der äußere
Erklärungstatbestand nicht seinem wahren Willen entspricht.

➔ Beispiele: Der Erklärende verspricht, verschreibt oder vergreift sich.
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• Bei einem Inhaltsirrtum gem. § 119 Abs. 1 1.Alt. BGB äußert der
Erklärende zwar das subjektiv Gewollte, er irrt sich aber über die
Bedeutung oder die Tragweite seiner Erklärung bzw. des „Erklärungs-
zeichens”.

• Anders ausgedrückt, wollte der Erklärende eine Willenserklärung mit dem
objektiv ermittelten Inhalt niemals abgeben.

➔ Beispiel: Der Käufer denkt, ein „Blackberry“ sei eine exotische
Obstsorte.
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• Je nach dem Objekt, auf den sich der Irrtum konkret bezieht, werden hier
insbesondere unterschieden der Irrtum über den Geschäftstyp, den
Geschäftspartner, den Geschäftsgegenstand oder die Rechtsfolgen der
Erklärung.

• Freilich wirkt sich diese Differenzierung nur auf die tatsächlichen Voraus-
setzungen aus, wann im Einzelfall jeweils ein Irrtum anzunehmen ist.

• Liegt dieser aber einmal vor, begründet er immer dieselbe Rechtsfolge der
Anfechtbarkeit.

• Eine genaue Unterscheidung spielt deshalb primär eine Rolle im Zusam-
menhang mit der Abgrenzung der Anfechtung wegen Irrtums von anderen
Rechtsbehelfen wie beispielsweise der Sachmängelgewährleistung.
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• Schwieriger zu handhaben ist der so genannte Kalkulationsirrtum, bei
dem sich der Erklärende in einer für den Inhalt der Willenserklärung
maßgeblichen Weise verrechnet.

• Enthält die Erklärung nur das Ergebnis der Berechnung (verdeckter
Kalkulationsirrtum), liegt im Ergebnis lediglich ein unbeachtlicher
Motivirrtum vor.

• Wurde auch die falsche Berechnung selbst zum Gegenstand der Erklärung
gemacht (offener Kalkulationsirrtum), handelt es sich nach heute h.M.
zwar ebenso um einen bloßen Motivirrtum, der nicht zur Anfechtung
berechtigt.

• Je nach den Umständen des konkreten Einzelfalls kann der Inhalt der
Erklärung jedoch eventuell im Wege der Auslegung korrigiert werden (die
Einzelheiten sind hier unverändert strittig).
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• Den Erklärenden trifft grundsätzlich das Risiko, dass von ihm eingeschal-
tete Personen seine Willenserklärung falsch weitergeben.

• Wird die Willenserklärung allerdings durch einen Dritten unbewusst in
irgendeiner Weise unrichtig übermittelt, beispielsweise durch einen
Erklärungsboten oder die Post, kann sie angefochten werden, sofern der
Erklärende die Willenserklärung so nicht abgegeben hätte (§§ 120, 119
Abs. 1 BGB).
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• In sämtlichen der vorstehend (unter 1. und 2.) angesprochenen Fällen sind
die betreffenden Willenserklärungen nicht ipso iure nichtig, können aber
vom Erklärenden angefochten werden, sofern die jeweilige Ursache
kausal für die unbewusste Willensabweichung war (§§ 119 Abs. 1, 120,
123 Abs. 1 BGB).
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• Allerdings: Nur wenn bei einer Willenserklärung das objektiv Erklärte vom
subjektiv Gewollten abweicht, kann sie angefochten werden.

❖ NB: Um das objektiv Erklärte zu ermitteln, ist die Willenserklärung
zunächst immer aus der Sicht eines objektiven Empfängers auszulegen
(„Auslegung vor Anfechtung“)!
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• Es können nur eigene Willenserklärungen angefochten werden oder
solche, die durch einen Stellvertreter abgegeben wurden.

❖ NB: Mit einer Anfechtung kann deshalb prinzipiell weder auf fremde
Erklärungen Einfluss genommen werden, noch kann pauschal „ein
Vertrag“ angefochten werden, da dieser immer neben der eigenen auch
eine fremde, korrespondierende Willenserklärung enthält und zudem nicht
klar wäre, welcher Teil angegriffen wird!

• Auch nichtige Willenserklärungen können angefochten werden. Meistens
freilich erübrigt sich die Anfechtung, wenn eine Willenserklärung gar nicht
erst wirksam ist.
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• Ist eine Willenserklärung wegen der oben genannten Inhaltsabweichung
anfechtbar, steht demjenigen, der sie abgegeben hat, ein Gestaltungs-
recht zu, er ist anfechtungsberechtigt.

• Dieses kann er gegenüber dem Anfechtungsgegner ausüben, was in der
Regel der Geschäftspartner sein wird (§ 143 Abs. 2 BGB).

• Besonderheiten ergeben sich bei einseitigen Rechtsgeschäften (vgl. § 143
Abs. 3, 4 BGB).

• Die Anfechtungserklärung selbst (§ 143 Abs. 1 BGB) ist eine einseitige,
empfangsbedürftige Willenserklärung die den Schluss zulässt, dass der
Anfechtende wegen seines Willensmangels seine ursprüngliche Willens-
erklärung nicht gelten lassen will.

• Die Anfechtung kann auch konkludent erfolgen, eine bestimmte Formulie-
rung ist nicht zwingend.
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• Der konkrete Anfechtungsgrund muss ebenfalls nicht genannt werden,
solange für den Empfänger erkennbar ist, auf welche tatsächlichen
Umstände sich die Anfechtung stützt.

➔ Beispiele: Es bedarf keines „Ich fechte meine Willenserklärung vom
24.12. vergangenen Jahres wegen Erklärungsirrtums bezüglich des
dinglichen Erwerbs der Weihnachtsgans an!“, sondern es genügt
beispielsweise auch eine Zahlungsverweigerung nach streitigem Brief-
wechsel oder gegebenenfalls ein bloßes Nicht-Handeln, wenn sich
daraus die Ablehnung des eigentlich ursprünglich Gewollten eindeutig
ergibt.
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❖ NB: Schwerpunkt der Fallprüfung ist üblicherweise die Frage, ob der
Anfechtende einen Anfechtungsgrund geltend machen kann.

• In Betracht kommen hier die erwähnten, zur Anfechtung berechtigenden
Irrtümer, eine arglistige Täuschung oder (selten) eine Drohung.

• Ob dem Anfechtenden selbst in diesem Zusammenhang irgendwelches
Verschulden vorzuwerfen ist, spielt an dieser Stelle keine Rolle, kann aber
eventuell im Rahmen eines etwaigen Schadensersatzes (vgl. § 122 BGB)
bedeutsam werden.
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• Im Interesse der Rechtssicherheit und mit Rücksicht auf den Geschäfts-
partner ist die Anfechtung nur innerhalb eines bestimmten Zeitraums
möglich.

• Eine Anfechtung wegen Irrtums (genauer: §§ 119, 120 BGB) muss unver-
züglich erfolgen, sobald der Berechtigte positive Kenntnis von dem
betreffenden Anfechtungsgrund hat (§ 121 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Eine angemessen kurze Überlegungs- und Prüfungsfrist ist ihm dabei
zuzugestehen.

• Unabhängig von der tatsächlichen Kenntnis ist die Anfechtung zehn Jahre
nach der Abgabe der anfechtbaren Willenserklärung in jedem Falle ausge-
schlossen (§ 121 Abs. 2 BGB).
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• Bei einer Anfechtung wegen arglistiger Täuschung hat der Anfechtende
dagegen ein Jahr Zeit (§ 124 Abs. 1 BGB), nachdem er seinen Irrtum
bemerkt und positive Kenntnis von dem arglistigen Verhalten seines
Geschäftspartners erlangt hat.

• Die Anfechtungsfrist im Falle einer Drohung beginnt mit Eintritt des
angedrohten Übels oder wenn damit nicht mehr ernsthaft zu rechnen ist
(§ 124 Abs. 2 S. 1 BGB).
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• Eine wirksam angefochtene Willenserklärung ist rückwirkend, d.h. von
Anfang an nichtig (ex tunc, § 142 Abs. 1 BGB).

• Es wird der Zustand hergestellt, als ob es die betreffende Willenserklärung
nie gegeben hätte.

• Bei einer Anfechtung lediglich des schuldrechtlichen Geschäfts entfällt
regelmäßig nur dieses, das dingliche Geschäft bleibt mangels besonderen
Parteiwillens (beispielsweise bedingungsmäßige Abhängigkeit, Geschäfts-
einheit) bestehen.

• Nach der jeweiligen Wirkung der Anfechtung im konkreten Einzelfall
richtet sich auch die anschließende Rückabwicklung, insbesondere ob
primär eigentums- oder bereicherungsrechtlich vorzugehen ist.

123



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Als Ausgleich für die Ausübung seines Gestaltungsrechts schuldet der
Anfechtende dem Anfechtungsgegner bei einer Anfechtung nach §§ 119,
120 BGB den Ersatz eines diesem eventuell entstandenen Schadens (§ 122
Abs. 1 BGB).

• Dies beruht auf der Überlegung, dass der Anfechtungsgegner ohne selbst
etwas dafür zu können, allein aufgrund eines Irrtums des Anfechtenden
eines ansonsten wirksam vereinbarten Geschäfts beraubt wird, auf des-
sen Grundlage er möglicherweise schon weitere wirtschaftliche Dispositio-
nen getroffen hat.

• Konsequent wird dem „Beschädigten“ ein solcher Schadensersatzanspruch
gem. § 122 Abs. 2 BGB auch versagt, wenn er bereits wusste, warum die
betreffende Willenserklärung nichtig (vgl. § 118 BGB) oder anfechtbar sein
könnte oder dies zumindest hätte wissen müssen (vgl. § 276 Abs. 2 BGB).

• Ebenso wenig steht selbstverständlich dem arglistig Täuschenden ein
Schadensersatzanspruch zu.
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• Der Höhe nach ist allerdings nur der Vertrauensschaden (negatives Inte-
resse) zu ersetzen, derjenige Schaden also, der dem Anfechtungsgegner
gerade dadurch entstanden ist, dass er darauf vertraut hat, die nunmehr
angefochtene Willenserklärung und mit ihr das gesamte Geschäft sei und
bleibe wirksam.

• Der Vertrauensschaden entstammt daher niemals direkt dem durch die
Anfechtung beseitigten Geschäft, sondern einer weiteren wirtschaftlichen
Entscheidung des Anfechtungsgegners, für die das ursprüngliche Geschäft
nur eine Vorbedingung war, beispielsweise der Weiterverkauf einer Sache,
aber auch die Nichtvornahme eines vermeintlich weniger attraktiven
Geschäfts.

125



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die Obergrenze für den Ersatz des Vertrauensschadens ist aber wiederum
das Erfüllungsinteresse (positives Interesse).

• Der Anfechtungsgegner kann also maximal so viel verlangen, wie ihm das
angefochtene Geschäft selbst gebracht hätte.

• Im Ergebnis sollen weder der Anfechtende noch der Anfechtungsgegner
durch die Anfechtung einer Willenserklärung besser gestellt werden.

• WDH: Sie dient vielmehr allein dazu, die betreffende Willenserklärung
wegen einer dort vorhandenen Diskrepanz zwischen subjektiv Gewolltem
und objektiv Erklärten zu beseitigen.

• Anders gewendet: Der Anfechtungsgegner ist vermögensmäßig letztlich so
zu stellen, als ob er nie etwas von dem angefochtenen Geschäft gehört
hätte.
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Fall 16: Diethelm mietet bei der Brauerei Rex´s für die Einweihung seines
Kleintierzoos im Juli eine „Komplette Ausstattung für feuchtfröhliche
Anlässe” für € 2.000, vereinbart aber versehentlich „Juni” als Zeitpunkt. Als
er das Versehen bemerkt, ficht er seine Erklärung wirksam an. Die Brauerei
verlangt von ihm allerdings Ersatz für einen Schaden in Höhe von € 2.500,
der ihr entstanden ist, weil sie mit Rücksicht auf Diethelms Buchung einem
anderen Interessenten für Juni abgesagt hatte.

Kann die Brauerei Rex Schadensersatz von Diethelm verlangen? Wenn ja, in 
welcher Höhe?
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• In der Regel handelt jemand für sich selbst, wenn er eine eigene Willens-
erklärung abgibt.

• Oftmals besteht aber gerade im arbeitsteiligen Wirtschaftsleben das
Bedürfnis, andere Personen für sich handeln zu lassen.

• Die rechtliche Möglichkeit dazu eröffnet die Stellvertretung gem. § 164
Abs. 1 S. 1 BGB.

• Diese Vorschrift enthält nicht nur nahezu alle Voraussetzungen einer
wirksamen Stellvertretung, sondern ordnet auch gleichzeitig bereits deren
Rechtsfolge an.
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• Es ist grundsätzlich zulässig, sich vertreten zu lassen.

• Im Einzelfall kann die Stellvertretung jedoch ausnahmsweise ausgeschlos-
sen sein, so beispielsweise bei höchstpersönlichen Rechtsgeschäften,
insbesondere im Familien- und Erbrecht.

➔ Beispiele: Die Erklärungen zur Eheschließung müssen von den Braut-
leuten persönlich abgegeben werden (§ 1311 S. 1 BGB), sein Testament
kann nur der Erblasser persönlich errichten (2064 BGB).

❖ NB: In der Fallprüfung ist der Aspekt der Zulässigkeit einer Stellvertretung
fast immer unproblematisch, so dass er nur angesprochen werden muss,
wenn der zu untersuchende Sachverhalt eindeutige Anhaltspunkte bietet.
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• Im Gegensatz zum Boten gibt der Vertreter eine eigene Willenserklärung
ab (§ 164 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Anders als dieser muss er mindestens beschränkt geschäftsfähig sein
(§ 165).

• Die oftmals nicht einfache Abgrenzung zwischen Stellvertreter und Boten
ergibt sich für Dritte allein aus dem äußerlichen Auftreten.
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• Eine wirksame Stellvertretung ist nur möglich, wenn der Vertreter in frem-
dem Namen, genauer im Namen des Vertretenen handelt (§ 164 Abs. 1
S. 1 BGB).

• Zum Schutz des Geschäftspartners oder Dritter muss der Wille, dass der
Vertreter nicht für sich selbst, sondern in fremdem Namen handelt, in
irgendeiner Form erkennbar sein.

• Es kommt dabei allerdings nicht darauf an, ob sich dies durch ausdrück-
liche Erklärung des Vertreters oder lediglich konkludent ergibt (§ 164
Abs. 1 S. 2 BGB).

• Macht der Vertreter dagegen den Willen, in fremdem Namen zu handeln,
nicht ausreichend deutlich, wird er aus dem betreffenden Geschäft selbst
berechtigt und verpflichtet.

• Irrtümer des Vertreters über diese Tatsache (vgl. § 119 BGB) berechtigen
ihn nicht zur Anfechtung (§ 164 Abs. 2 BGB).
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• Bei alltäglichen Geschäften, so genannten. „Geschäften für den, den es
angeht”, kann auf die Offenkundigkeit ausnahmsweise verzichtet werden,
sofern der Vertreter tatsächlich den Willen besitzt, für den Vertretenen zu
handeln, und dessen Geschäftspartner gleichgültig ist, mit wem er den
Vertrag abschließt.

• Gerade bei einfachen Bargeschäften des Alltags ist dieser regelmäßig
weniger schutzbedürftig.

➔ Beispiel: Der Kauf eines Brötchens für einen Dritten ist regelmäßig
auch ohne Offenlegung des Vertretungsverhältnisses wirksam.
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• Vom Handeln in fremdem Namen abzugrenzen ist das Handeln unter
fremdem Namen.

• Dabei gibt der Handelnde lediglich einen anderen Namen an, will letztlich
aber für sich selbst handeln.

• Rechtlich ist hier danach zu differenzieren, welche Bedeutung die
Namensangabe für den Geschäftspartner hat.

• Maßgeblich für deren Beurteilung ist daher auch nicht der innere Wille
des vermeintlichen Vertreters, sondern allein, wie der Geschäftspartner
dessen Verhalten auffassen durfte.
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• Ist dem Geschäftspartner die Identität seines Gegenübers gleichgültig
(vergleichbar den „Geschäften für den, den es angeht”), liegt im Ergebnis
ein Eigengeschäft des Handelnden vor.

• Der Handelnde wird selbst berechtigt oder verpflichtet, weil der Ge-
schäftspartner durchaus (auch) mit ihm einen Vertrag abschließen wollte.
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Fall 17: Direktor Oppelsheimer meldet sich zusammen mit seiner Geliebten 
Agathe im Hotel „Imperial” sicherheitshalber unter dem Namen „Ehepaar 
Bretzelmann” an.

Wer wird Vertragspartner des Hotels, dem alle Namen unbekannt sind?
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• Ist dem Geschäftspartner dagegen gerade die Identität des Namensträ-
gers wichtig, wollte er also nicht mit Irgendjemandem, sondern nur mit
dem Namensträger kontrahieren, kommt kein Eigengeschäft des Handeln-
den zustande, sondern die Vorschriften der §§ 164 ff. BGB finden zumin-
dest entsprechende Anwendung.

• Danach liegt ein zunächst schwebend unwirksames Fremdgeschäft für
denjenigen Namensträger vor, für den der Handelnde vergleichbar einem
Vertreter ohne Vertretungsmacht aufgetreten ist.

• Der Namensträger kann das Geschäft freilich mit seiner Genehmigung für
sich wirksam werden lassen (§ 177 Abs. 1 BGB analog).

• Verweigert er die Genehmigung, haftet der Handelnde gegebenenfalls auf
Erfüllung oder Schadensersatz (§ 179 Abs. 1 BGB analog).
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Fall 18: Elvis möchte zum „Manowar“-Konzert in Berlin. Wegen der feier-
lichen Zerlegung des Reichstages durch den mittlerweile weltberühmten
Performance-Künstler Igor sind die Hotels aber nahezu ausgebucht. Elvis
erhält nur ein Zimmer, weil er sich, mit Perücke, großer Sonnenbrille und
selbst gebasteltem weißem Glitzeranzug verkleidet, als sein Namenskollege
Elvis P. ausgibt („Er lebt!).

Wie ist die Rechtslage?



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Der Vertreter muss schließlich mit Vertretungsmacht handeln (§ 164
Abs. 1 S. 1 BGB).

• Er muss also den Vertretenen überhaupt vertreten können.

• Der Vertreter kann bereits kraft Gesetzes vertretungsberechtigt sein,
beispielsweise können Eltern ihre Kinder vertreten (§ 1629 Abs. 1 BGB).

• Wesentlich häufiger sind allerdings die Fälle, in denen der Vertreter
bevollmächtigt wird, in dem ihm der Vertretene durch Rechtsgeschäft
Vertretungsmacht erteilt (Legaldefinition in § 166 Abs. 2 S. 1 BGB).

138



Dr. habil. Christian Förster – Bartsch RechtsanwälteVorlesung Grundlagen des Rechts, BGB AT und SchR AT

• Die Vollmacht wird durch eine empfangsbedürftige Willenserklärung –
auch konkludent – erteilt (§ 167 Abs. 1 BGB), entweder unmittelbar dem
zu Bevollmächtigenden (Innenvollmacht) oder dem Dritten, gegenüber
dem die Stellvertretung stattfinden soll (Außenvollmacht).

• Da die Vollmachtserteilung ein einseitiges Rechtsgeschäft ist, muss der zu
Bevollmächtigende sie nicht annehmen.

• Die Innenvollmacht kann der Vollmachtgeber auch nach außen dem
Dritten oder der Öffentlichkeit kundtun (§ 171 Abs. 1 BGB), sowie dem
Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausstellen, die dieser dem Dritten
vorzulegen hat (§ 172 Abs. 1 BGB).

• Die Vollmachtserteilung ist grundsätzlich formlos gültig (§ 167 Abs. 2 BGB)
und jederzeit widerruflich (§ 168 S. 2 BGB).

• Nur wenn die Parteien ausnahmsweise den Widerruf ausschließen, bedarf
auch die Vollmachtserteilung der für das vom Vertreter vorzunehmende
Geschäft vorgesehenen Form, um deren Umgehung zu vermeiden.
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• Die Vollmachtserteilung erfolgt regelmäßig auf Grundlage einer Rechts-
beziehung im Innenverhältnis zwischen dem zu bevollmächtigenden
Vertreter und dem Vollmachtgeber.

• Dabei kann es sich beispielsweise um einen unentgeltlichen Auftrag
(§ 662 BGB) oder einen entgeltlichen Geschäftsbesorgungsvertrag (§ 675
Abs. 1 BGB) handeln.

• Auch hier gilt jedoch das Abstraktionsprinzip, d.h. Grundgeschäft und
Vollmacht sind prinzipiell unabhängig voneinander.

• Während die Vollmacht (egal, ob sie im Innen- oder Außenverhältnis
erteilt wurde) regelt, inwiefern der Stellvertreter den Vertretenen im
Außenverhältnis gegenüber dessen Geschäftspartner berechtigten oder
verpflichten kann, bestimmt der der Vollmachtserteilung zugrundeliegen-
de Vertrag im Innenverhältnis, inwiefern der Stellvertreter den Vertrete-
nen berechtigen oder verpflichten darf.
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• Diese Unterscheidung hat erhebliche rechtliche Bedeutung vor allem
dann, wenn der Stellvertreter die ihm gesteckten Grenzen missachtet:

1) Überschreitet er die ihm erteilte Vollmacht im Außenverhältnis,
handelt er insoweit als Vertreter ohne Vertretungsmacht, die
Wirksamkeit seiner Willenserklärung hängt von der Genehmigung des
Vertretenen ab (§ 177 Abs. 1 BGB).

2) Überschreitet der Stellvertreter dagegen lediglich seine Befugnis aus
dem Grundgeschäft im Innenverhältnis, bleibt seine Willenserklärung
im Außenverhältnis davon in der Regel unberührt.

• Er macht sich möglicherweise aber gegenüber dem Vertretenen
wegen Verletzung seiner Vorgaben im Innenverhältnis schadens-
ersatzpflichtig (vgl. § 280 Abs. 1 BGB).
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• Der Umfang einer Vollmacht im konkreten Einzelfall wird allein vom Voll-
machtgeber bestimmt.

• In Zweifelsfällen ist die Erklärung nach den üblichen Grundsätzen auszule-
gen.

• Zu unterscheiden sind hier insbesondere die Spezialvollmacht, die nur da-
zu berechtigt, ein bestimmtes Geschäft vorzunehmen, und die General-
vollmacht, die dagegen im Rahmen zulässiger Stellvertretung die Vornah-
me sämtlicher Rechtsgeschäfte gestattet.

➔ Beispiel: Für die handelsrechtlichen Vollmachten des Prokuristen und
des Handlungsbevollmächtigten sind bereits im Gesetz entsprechende
Abstufungen vorgesehen (vgl. §§ 49, 54 HGB). Je nach der Größe eines
Betriebs kann sich eine Handlungsvollmacht insofern auch ohne Weite-
res auf Transaktionen von erheblichem Umfang erstrecken.
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• Das Erlöschen einer Vollmacht richtet sich in erster Linie nach den
Bestimmungen der Vollmacht selbst, die beispielsweise eine Befristung
(§ 163 BGB) oder eine auflösende Bedingung (§ 158 Abs. 2 BGB) enthalten
können.

• Bei Spezialvollmachten ist hilfsweise auf das Rechtsverhältnis abzustellen,
das der Vollmachtserteilung zugrundeliegt (§ 168 S. 1 BGB).

• Ist dessen Zweck erreicht worden oder ist es endgültig gescheitert, erlischt
auch die Vollmacht.
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• In manchen Fällen wird der Geschäftspartner auch geschützt, selbst wenn
tatsächlich gar keine ausdrückliche Vertretungsmacht besteht.

• Dabei ist unerheblich, ob der Vertreter zu irgendeinem Zeitpunkt in der
Vergangenheit wirksam bevollmächtigt worden ist, diese Vertretungsbe-
fugnis inzwischen aber erloschen ist, oder ob er niemals bevollmächtigt
wurde.

• In jedem Falle gilt insofern der allgemein anerkannte Rechtsgrundsatz,
„dass derjenige, der einem gutgläubigen Dritten gegenüber zurechenbar
den Rechtsschein einer Bevollmächtigung eines anderen setzt, sich so
behandeln lassen muss, als habe er dem anderen wirksam Vollmacht
erteilt“.

• Im Hintergrund steht der Gedanke, dass dem Dritten in diesen Fällen nicht
zuzumuten ist, die Bevollmächtigung im Einzelnen nachzuprüfen.
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• Im Zeitpunkt des Vertreterhandelns bedarf es zunächst eines Rechts-
schein-Trägers, an den das Vertrauen des Geschäftspartners auf die
Bevollmächtigung des ihm gegenüber Handelnden anknüpfen kann.

• Weiter muss der damit verbundene Rechtsschein dem Vertretenen auch
zuzurechnen sein.

• Schließlich muss der Geschäftspartner auf diesen Rechtsschein tatsächlich
und berechtigterweise vertraut haben.
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• Die §§ 170, 171 Abs. 2 und 172 Abs. 2 BGB bestimmen abhängig von der
Art und Weise, in der die betreffende Vollmacht erteilt worden ist, wie
lange diese bestehen bleibt:

1) Eine wirksam erteilte Außenvollmacht bleibt gegenüber dem Dritten
solange bestehen, bis der Vollmachtgeber ihm ihr Erlöschen angezeigt
hat (§ 170 BGB).

2) Eine nach außen kundgegebene oder per ausgehändigter Urkunde
mitgeteilte Innenvollmacht bleiben sogar unabhängig von ihrer
anfänglichen Wirksamkeit bestehen, bis sie widerrufen bzw. zurück-
gegeben worden sind (§§ 171 Abs. 2, 172 Abs. 2 BGB).

• Rechtsschein-Träger und damit Anknüpfungspunkt für das schützenswerte
Vertrauen des Geschäftspartners ist hier die Kundgabe bzw. die Urkunde,
die dem Vertretenen zuzurechnen ist, weil er die Kundgabe vorgenommen
bzw. erkennbar die Urkunde ausgestellt hat.

• Auf ein besonderes Auftreten des Vertreters kommt es in diesen Fällen
nicht an.
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• Sofern der jeweilige Erlöschenstatbestand also noch nicht eingetreten ist,
besteht eine einmal erteilte Vollmacht fort, unabhängig davon, ob dies
dem Willen des Vertretenen noch entspricht, denn der Geschäftspartner
weiß davon nichts (Ausnahme: § 173 BGB).
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• Unabhängig von einem konkreten Willen zur Bevollmächtigung liegt eine
Duldungsvollmacht (§§ 170 ff. BGB analog) vor, wenn der Vertretene es
wissentlich zulässt („bewusstes Dulden“, str.), dass eine andere Person wie
ein Vertreter für ihn auftritt, und sein Geschäftspartner daraus schließt
und berechtigt schließen darf, dass der Handelnde bevollmächtigt ist.

• Es genügt insofern bereits ein einmaliges Auftreten des Vertreters.

• Rechtsschein-Träger ist hier das vertretergleiche Auftreten des Handeln-
den.

• Dieses wird dem Vertretenen zugerechnet, weil er es bewusst gestattet,
indem er die damit verbundenen Wirkungen als für ihn rechtlich bindend
anerkennt.

➔ Beispiel: Der Geschäftsinhaber begleicht die unter Mitwirkung seines
ehemaligen Angestellten begründete Kaufpreisforderung eines Liefe-
ranten anstandslos.
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• Der Umfang dieser Vollmacht richtet sich nach dem jeweils geschaffenen
Vertrauenstatbestand.

• Sie endet, wenn das wissentliche Dulden aufhört, die Vollmacht kann
gegebenenfalls anschließend aber als Anscheinsvollmacht (s.u.) fort-
dauern.

• Der Vertretene kann sie gegebenenfalls auch anfechten, da ihm der
entsprechende Erklärungswillen gefehlt hat.
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• Wie bei der Duldungsvollmacht ist auch bei der sog. Anscheinsvollmacht
Rechtsschein-Träger das vertretergleiche Auftreten des Handelnden,
aufgrund dessen der Geschäftspartner annehmen durfte, der Vertretene
billige dieses Handeln zumindest.

• Anders jedoch als bei der Duldungsvollmacht weiß der Vertretene nichts
von dem Verhalten seines vermeintlichen Vertreters, er hätte es freilich
bei pflichtgemäßer Sorgfalt erkennen und verhindern können.

• Ihm wird das Auftreten des Handelnden hier deshalb zugerechnet, weil er
wenigstens fahrlässig versäumt hat, den Anschein einer tatsächlichen
Bevollmächtigung auszuräumen.

• Als weitere Voraussetzung der Anscheinsvollmacht wird üblicherweise
eine gewisse Dauer oder Häufigkeit des Vertreterhandelns verlangt.

• Diese Vollmacht endet, wenn der tatsächlich abweichende Wille des
scheinbaren Vollmachtgebers für dessen Geschäftspartner erkennbar
wird.
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Fall 19: Elvis ist zwar von Larry nie tatsächlich bevollmächtigt worden,
erledigt aber hin und wieder Geschäfte für ihn. Oft gab es mit den Rech-
nungen zwar schon Ärger, aber schließlich zahlte Larry immer anstandslos.
Bei seiner jüngsten Shopping-Tour („Ich besorg´ mal wieder Material-
Nachschub!“) kauft Elvis beim BretzelmannClub, wo er schon häufiger war,
für Larry 20 „Super Quadro Surround Sound Autoradios” für insgesamt
€ 10.000. Auf dem Rückweg bemerkt er zum ersten Mal den Laden von Ting-
Lao, und kauft dort kurzentschlossen, ebenfalls in Larrys Namen und für
dessen Rechnung, eine schmucke Zierpalme für € 300, um dessen Geschäft
noch ein wenig mehr Exotik-Flair zu verleihen.

Können der BretzelmannClub und Ting-Lao von Larry jeweils Zahlung 
verlangen?
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• Sämtliche der vorgenannten Rechtsscheintatbestände sind ausgeschlos-
sen, wenn der Dritte im Zeitpunkt der rechtsgeschäftlichen Handlung des
vermeintlichen Vertreters bösgläubig war, d.h. wusste oder fahrlässig
nicht wusste, dass der Handelnde gar keine Vertretungsmacht (mehr)
besaß (§ 173 BGB, gegebenenfalls analog).

• Gemäß dem Wortlaut von § 173 BGB kommt es insofern auf die Kenntnis
vom Mangel der Vertretungsmacht selbst und nicht die ihn begründen-
den Umstände an.

• Welche Anstrengungen dem Geschäftspartner zuzumuten sind, um sich
keinen Sorgfaltsverstoß vorwerfen lassen zu müssen, lässt sich nur im
Einzelfall entscheiden.

• Eine allgemeine „Überprüfungs- und Nachforschungspflicht“ besteht
nicht.
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• Durch eine wirksame Stellvertretung wird allein und unmittelbar der
Vertretene berechtigt und verpflichtet (§ 164 Abs. 1 S. 1 BGB).

• Mit dem vom Stellvertreter vorgenommenen Geschäft wird daher in der
Regel kein Rechtsverhältnis zwischen ihm und dem Geschäftspartner des
Vertretenen begründet.

• Da der Stellvertreter aber seine eigene Willenserklärung abgibt, ist nicht
auf den Vertretenen abzustellen, sondern auf den Vertreter selbst, wenn
bei der Willenserklärung möglicherweise Willensmängel (§§ 116 ff. BGB)
vorliegen, es auf etwaiges geschäftlich oder privat erlangtes Wissen
ankommt oder fahrlässige Unkenntnis (vgl. §§ 122 Abs. 2, 276 Abs. 2 BGB)
eine Rolle spielt (§ 166 Abs. 1 BGB).
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• Hat der bevollmächtige Stellvertreter jedoch im weiteren Sinne auf eine
Weisung des Vertretenen gehandelt, ist hinsichtlich der soeben genannten
Aspekte (Willensmängel, Wissen, fahrlässige Unkenntnis) wiederum doch
zusätzlich die Person des Vertretenen zu berücksichtigen (§ 166 Abs. 2
BGB, gegebenenfalls analog).

• Er kann sich in diesem Fall nicht hinter dem Stellvertreter „verstecken“, da
er selbst die Zügel in der Hand hält.

➔ Beispiel: Veranlasst der Vertretene den von ihm bevollmächtigen
Stellvertreter zum Erwerb eines Autos von einem Dritten, obwohl er
weiß, dass der Dritte nicht Eigentümer ist, kommt es ihm nicht zugute,
dass der Stellvertreter insofern gutgläubig ist (vgl. § 932 Abs. 1 S. 1
BGB).
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• Dem Geschäftsherrn ist auch die Kenntnis oder fahrlässige Unkenntnis so
genannter Wissensvertreter zuzurechnen (§ 166 Abs. 1 BGB analog).

• Dabei handelt es sich nicht um Stellvertreter, sondern Personen, die je
nach der Arbeitsorganisation im konkreten Einzelfall für den Geschäfts-
herrn im Rechtsverkehr eigenverantwortlich gewisse Repräsentations-
funktionen vornehmen.

• Üblicherweise ist allerdings nur geschäftlich erlangtes Wissen (vgl. § 70
S. 2 VVG) zu berücksichtigen.

➔ Beispiele: Wissensvertreter in diesem Sinne sind unter anderem der
Versicherungsvertreter (vgl. § 70 S. 1 i.V.m. § 59 Abs. 2 VVG) oder ein
als Vermittler auftretendes Reisebüro. Keine Wissensvertreter sind
dagegen am Vertragsschluss selbst nicht beteiligte Mitarbeiter des
Geschäftsherrn, ebenso wenig wie Makler oder Notare.
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• Ein Missbrauch der Vertretungsmacht durch den gesetzlichen oder
bevollmächtigten Vertreter liegt vor, wenn dieser zwar innerhalb der
Grenzen seiner Vertretungsmacht handelt, dabei jedoch seine Befugnisse
aus dem Grundgeschäft im Innenverhältnis mit dem Vollmachtgeber
überschreitet.

• Drei Konstellationen sind hier zu unterscheiden:

1) Weiß der Dritte nichts von dem Missbrauch, handelt der Stellver-
treter im Außenverhältnis wirksam für den Vertretenen, er macht sich
diesem gegenüber freilich gegebenenfalls im Innenverhältnis scha-
densersatzpflichtig (vgl. § 280 Abs. 1 BGB).

• Das Haftungsrisiko im Außenverhältnis trägt allerdings allein der
Vertretene.

2) Kennt der Dritte indessen die insofern mangelnde Befugnis des Stell-
vertreters oder ist es objektiv evident, dass diesem die entsprechen-
de Befugnis fehlt, ist der Geschäftspartner des Vertretenen nicht
schutzwürdig.
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• Nach h.M. ist das Geschäft wie im Falle des Handelns ohne
Vertretungsmacht schwebend unwirksam und von einer etwaigen
Genehmigung des Vertretenen abhängig (§ 177 Abs. 1 BGB
analog).

• Gegebenenfalls sind Korrekturen nach dem Grundsatz von Treu
und Glauben möglich (§ 242 BGB).

3) Wirken Dritter und Vertreter sogar einverständlich zusammen, um
den Vertretenen zu schädigen (Kollusion), ist das Geschäft wegen
Sittenwidrigkeit gem. § 138 Abs. 1 BGB nichtig.
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• Handelt ein Vertreter ohne Vertretungsmacht (auch: falsus procurator),
d.h. im Außenverhältnis jenseits seiner durch Gesetz oder Rechtsgeschäft
erteilten Vertretungsbefugnis, wird der Vertretene dadurch nicht berech-
tigt oder verpflichtet.

• Das betreffende Vertretergeschäft ist vielmehr zunächst schwebend
unwirksam (§ 177 Abs. 1 BGB).

• Der Vertretene kann das Geschäft allerdings genehmigen, um es
rückwirkend wirksam werden zu lassen (§§ 177 Abs. 1, 184 Abs. 1 BGB).

• Als Ausgleich für die andauernde Ungewissheit über den Status des
Vertretergeschäfts stehen dem Dritten aber auch Gestaltungsrechte zu,
d.h. er kann den Vertretenen selbst zu einer Erklärung über die
Genehmigung auffordern (§ 177 Abs. 2 BGB) und bis zur Erteilung der
Genehmigung seine Willenserklärung im Zusammenhang mit dem
Vertretergeschäft widerrufen (§ 178 BGB).
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• Weigert sich der Vertretene endgültig, das Vertretergeschäft zu
genehmigen oder gilt die Genehmigung als verweigert (vgl. § 177 Abs. 2
S. 2 BGB), ist der Vertreter selbst verschuldensunabhängig dazu verpflich-
tet, nach Wahl des Geschäftspartners das Geschäft ausnahmsweise selbst
zu erfüllen oder Schadensersatz zu leisten (§ 179 Abs. 1 BGB).

• Der Schadensersatz bemisst sich nach dem Erfüllungsinteresse und ist auf
Geldersatz gerichtet.

• Wusste der Vertreter allerdings nicht – gleichgültig ob fahrlässig oder
nicht –, dass ihm die Vertretungsbefugnis fehlte, haftet er nur in Höhe
eines etwaigen Vertrauensschadens, den der Geschäftspartner im
Zusammenhang mit einer weiteren wirtschaftlichen Entscheidung erlitten
hat, die er in dem Glauben getroffen hat, das Vertretergeschäft sei
wirksam (§ 179 Abs. 2 BGB).

• Das Erfüllungsinteresse aus dem Vertretergeschäft selbst bildet aber auch
hier die Maximalgrenze (vgl. § 122 Abs. 1 BGB).
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• Der Vertreter haftet schließlich überhaupt nicht, wenn der Geschäfts-
partner wusste oder fahrlässig nicht wusste, dass ihm die Vertretungs-
befugnis fehlte (§ 179 Abs. 3 S. 1 BGB), denn der Dritte ist in diesen Fällen
nicht schutzwürdig.

• Der Geschäftspartner darf allerdings prinzipiell der vom Vertreter behaup-
teten Vertretungsmacht glauben und muss Nachforschungen erst anstel-
len, wenn sich Anhaltspunkte für deren Fehlen ergeben.
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Fall 20: Pedro hat das „Los Amigos” ja wegen seiner Trunksucht und
missglückter Umgehungsgeschäfte leider schon vor längerem verlassen
müssen. Er macht allein Carl für sein widriges Schicksal verantwortlich und
sinnt unverändert auf Rache. Da er noch die entsprechenden Unterlagen
hat, bestellt er für das Lokal beim Vongzong-Versand zehn Punchingbälle und
beim Mümmelmeier-Versand zehn Skunks, die Carl „sicher gut gebrauchen”
kann. Der Vongzong-Versand wusste nichts von Pedros zwischenzeitlicher
Entlassung, der Mümmelmeier-Versand dagegen hatte davon erfahren.
Beide Unternehmen verlangen von Carl Bezahlung und Abnahme der Waren.
Weil Carl sich mit Händen und Füßen wehrt, begehren sie hilfsweise
zumindest Schadensersatz von Pedro.

Wie ist die Rechtslage?
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• Ein Vertreter kann grundsätzlich nicht auf beiden Seiten desselben
Geschäfts tätig werden, einerlei ob allein oder mit weiteren Personen
(§ 181 BGB), da die Gefahr eines Interessenkonflikts zu groß ist und Dritte
dadurch geschädigt werden könnten.

• Ein dennoch abgeschlossenes Geschäft ist aber nicht endgültig, sondern
nur schwebend unwirksam, d.h. der Vertretene kann es genehmigen
(§ 177 Abs. 1 BGB analog).

• Ausnahmsweise kann ein Insichgeschäft von Anfang an wirksam sein:

1) Wenn es durch Gesetz oder Rechtsgeschäft gestattet worden ist, bei-
spielsweise im Rahmen einer Kontovollmacht.

2) Wenn dadurch lediglich eine gültige und durchsetzbare Verbindlich-
keit erfüllt wird, so beispielsweise die Zahlung des vereinbarten
Kaufpreises (vgl. § 181 BGB).

3) Wenn das Vertretergeschäft dem Vertretenen ausschließlich einen
rechtlichen Vorteil bringt, ist das Verbot des § 181 BGB seinem Sinn
gemäß schon gar nicht einschlägig.
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